
Lokführer_Innenstreik:  Wer  ist
schuld, wenn meine Bahn nicht
kommt?!
Von Lars Keller

Gründe, warum wir auf
dem Bahnsteig stehen und vergeblich auf unseren Regio oder die S-Bahn
warten, gibt‘s ja viele. Mal sind es die ominösen Verzögerungen
im Betriebsablauf, mal ist der Zug kaputt, dann eine Weiche oder es
fehlt einfach an Personal, also an Lokführer_Innen. Das ist alles
nichts Neues, bei einer Bahn, die als Erstes Gewinn machen soll und
erst als Zweites gut funktionieren soll. Personal ausbilden, Signale
schnell entstören, Züge rechtzeitig reparieren, das alles kostet
und bringt keinen Gewinn. Also schauen wir auf die Anzeigetafel und
ärgern uns: „Heute ca. 15 Minuten später.“ oder gleich „Zug
fällt aus.“. Übrigens gilt für die Deutsche Bahn ein
ausgefallener Zug nicht als verspätet…so kann man sich die eigene
Zuverlässigkeit natürlich auch schön rechnen.

Demnächst kann es
allerdings sein, dass wir auf dem Bahnsteig stehen, der Zug nicht
kommt und der Blick auf die Anzeigetafel uns verrät:
„+++GDL-Streik+++Zug fällt aus+++“. Vielleicht ist dir genau das
auch schon passiert, entweder, weil du beim letzten großen
Lokführer_Innenstreik 2015 auch schon betroffen warst oder weil neue
Streiks stattgefunden haben, seitdem wir die Zeitung gedruckt haben.
Das ärgert dich vielleicht, und du fragst dich:

Warum streiken die denn? Und das auch noch ausgerechnet jetzt!

Die Gewerkschaft
Deutscher Lokomotivführer (GDL) verhandelt mit der Deutschen Bahn
(DB) derzeit um einen neuen Tarifvertrag, also darüber, wie viel
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Lokführer_Innen und andere Arbeiter_Innen bei der Bahn demnächst
verdienen sollen, wie viel sie arbeiten müssen und noch vieles mehr.
Bisher wird darüber nur im Hinterzimmer zwischen GDL und DB
verhandelt (öffentlich wäre natürlich besser), aber wenn sich aus
den Bossen der Bahn kein gutes Angebot heraushandeln lässt, kann die
GDL versuchen, durch Streiks mehr Druck zu machen.

Die Forderungen der GDL
solltest du auf jeden Fall unterstützen. Warum? Es geht z.B. um 4,8
% mehr Lohn, was dringend nötig ist, wenn wir uns anschauen, wie
Mieten explodieren oder Lebensmittelpreise steigen. Außerdem soll‘s
eine Coronaprämie von 1300 Euro geben für die, die während der
Krise den Schienenverkehr aufrecht gehalten haben, damit Menschen
ohne Auto auch weiterhin zur Arbeit kommen konnten.

Die Deutsche Bahn wirft
der GDL vor, dass sie mit ihren Forderungen die Verkehrswende
aufhalte. Aber das Gegenteil ist der Fall! Wer einen guten
Schienenverkehr will, braucht auch gut bezahlte Zugbegleiter_Innen
und Lokführer_Innen! Nicht die Lokführer_Innen sind es, die die
Verkehrswende ausbremsen, sondern die Deutsche Bahn AG und der
deutsche Staat sind es. Beweis? In den letzten 25 Jahren wurden in
Deutschland 6000 km Gleise abgebaut und ungefähr genauso viele
Bundesstraßen und Autobahnen gebaut, außerdem wurden Tausende Jobs
gestrichen und die Arbeitsbedingungen der Lokführer_Innen wurden um
einiges schlechter.

Klingt ja, als würden
die alles richtig machen?!

Naja, nein. Die
Forderungen der GDL sind schon richtig, aber das heißt nicht, dass
sie alles richtig machen. Beispielsweise tat die GDL bei vergangenen
Streiks wenig dafür, die Fahrgäste miteinzubeziehen und das, obwohl
es von allen Seiten die widerlichste Hetze hagelte, vor allem aus
jenen dreckigen Fingern der BILD-Zeitungsredaktion. Das wird sicher



wieder passieren.

Die GDL könnte auf die
Fahrgäste zugehen, indem in einer ersten Stufe des Streiks
Lokführer_Innen die Züge zwar weiterfahren, aber angekündigt keine
Ticketkontrollen mehr durchführen (ein indirekter Aufruf zum
kostenlosen ICE fahren). Oder dass der Fokus des Streiks auf den
Güterverkehr gesetzt wird, was bei den deutschen Autoindustrien und
anderen Großindustrien schnell zu derart großen wirtschaftlichen
Problemen führen würde, dass ein großer Druck auf die
Bundesregierung und den Staat als Eigentümer der Deutschen Bahn
daraus hervorgehen würde. Am Ende ist aber natürlich auch ein
Streik im Personenverkehr legitim, gepaart mit einer Kampagne unter
den Fahrgästen. Unserer Ansicht nach sollten die Kolleg_Innen das
selbst durch Streikkomitees demokratisch entscheiden und
kontrollieren, wie sie was bestreiken und es nicht einfach dem
Gewerkschaftsvorstand überlassen.

Denn letztlich verdient
die GDL auch dafür Kritik, dass sie den Vorstoß der Grünen
(richtig, die Partei, die Wälder für Autobahnen fällen lässt)
unterstützt, die Deutsche Bahn zu zerschlagen, also für mehr
Konkurrenz („Wettbewerb“) auf der Schiene zu sorgen.
Erfahrungsgemäß führt das zu einer noch beschisseneren
Betriebsqualität, also mehr „15 Minuten später“ oder „Zug
fällt aus“ oder generell Fahrpläne die gar nicht zusammenpassen.
Der Grund ist einfach der, dass mehr Wettbewerb auch mehr Kosten
einsparen bedeutet, womit wir wieder bei nicht reparierten Zügen und
unterbezahltem Personal wären…

Demgegenüber sollten wir
und alle, die es ernst meinen mit der Verkehrswende und dem
Klimaschutz, dafür eintreten, dass der gesamte Transportsektor
entschädigungslos enteignet und verstaatlicht wird und von
Arbeiter_Innen, Pendler_Innen usw. demokratisch kontrolliert wird.
Denn die Eisenbahn soll keinen Gewinn machen, sondern uns nachhaltig



und sicher von Hier nach Dort bringen!

Beispiel  Impfstoffproduktion:
Kann  der  Markt  die  Pandemie
beenden?
Von Felix Ruga

Das letzte bürgerliche Versprechen um
aus der Pandemie raus zukommen ist die massenhafte Impfung begleitet
mit einem halbgaren Freizeitlockdown, um das Gesundheitssystem und
die Wirtschaft am Laufen zu halten. Angela Merkel machte zum
Startschuss der Impfkampagne das vollmundige Versprechen, dass es
jetzt ganz schnell gehen wird und vielleicht schon zu Ostern alles
wieder etwas entspannter sein darf. Daraus wurde offensichtlich
nichts.

Denn die Impfkampagne kam vier Monate
nicht in Gang. Verglichen mit Großbritannien, den USA und Israel ist
die Impfgeschwindigkeit in der EU und dementsprechend auch
Deutschland ziemlich langsam, ganz zu schweigen vom Großteil der
wirtschaftlich schwächeren Länder, die trotz großer Versprechen
wohl frühstens massenhaft impfen werden, wenn es die
imperialistischen Zentren bereits hinter sich haben. Entscheidend für
die Impfgeschwindigkeit ist die Versorgung mit dem Impfstoff selbst
und die wird für Deutschland vor Allem über die EU geregelt. Dort
wird ständig darum gezankt, wer wie viel kriegt, aber eigentlich ist
den Verantwortlichen klar, dass dabei bloß ein Mangel verwaltet
wird. Zum einen ist die Produktion ohnehin viel zu schwach, dann gibt
es immer wieder Probleme, weil andere imperialistische Länder
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entweder Impfstoffe oder deren Bestandteile nicht liefern, um sich
erst mal selbst zu versorgen, und die hiesigen Unternehmen haben
lange Zeit nur Bruchteile der versprochenen Mengen geliefert.

Der Chaos der privaten Produktion

Dass das aber gar nicht so sein müsste,
wird von vielen und auch bürgerlichen Kräften kritisiert.
Deutschland hätte mehr anfordern müssen, heißt es da zum Beispiel,
oder auf mehr Marken hätte setzen sollen. Dass aber selbst die zu
geringen Zahlen nicht eingehalten wurden oder dass sowohl BioNTech,
AstraZeneca als auch Moderna alle nicht ihre versprochenen
Liefermengen gehalten haben, spricht für sich. Technische Probleme,
Zulassungsverfahren, Lieferschwierigkeit, unerwartete Komplikationen
führten dazu, dass Deutschland erst jetzt so langsam aus dem Quark
seiner Impfkampagne kommt.

Das Hauptproblem ist aber, dass die
Impfstoffkonzerne und deren Herstellung nicht primär darauf
ausgelegt sind, möglichst sinnvoll alle Menschen zu versorgen. Es
geht darum, durch die Produktion
möglichst viel Schnapp zu machen. Und
damit kommt das größte Hindernis für eine effektive
Impfstoffproduktion ins Spiel: die Patente. Weil, da alle
Pharmakonzerne es jetzt auf fette Gewinne anlegen, teilen sie ihr
Wissen nicht mit anderen möglichen Produzenten und deswegen sichern
sie ihr Impfstoffrezept mit dem Patentrecht. Es zeigt zudem, dass der
Wettbewerb eben nicht möglichst schnell zum Impfstoff führt. Denn
jetzt ist die Arbeit von Biolog_Innen, Pharmazeut_Innen usw. auf
unterschiedliche Konzerne verteilt anstatt dass gebündelt zusammen
geforscht und produziert wird. So kocht jeder Hersteller eben sein
eigenes MRNA- oder Vektor- oder LmaA-machen-wir-viel-Profit-Süppchen.

Außerdem ist es ein großes Problem,
dass es zig einzelne Projekte und Unternehmen sind und jeweils nur
dem eigenen Profit oder den Geldgeber_Innen verantwortlich sind. Der



Impfstoffnationalismus tut sein Übriges und heraus kommt eine
heftige weltweite Ungleichverteilung und Lieferhindernisse.
Beispielsweise fasst die USA den „Defence Production Act“, also
ein Gesetz für Eingriffe in die Produktion im Kriegsfall von 1950,
mittlerweile so auf, dass alle Stoffe zur Bekämpfung von Corona
erstmal in den USA bleiben soll. Das bedeutet jedoch auch, dass
wichtige Rohstoffe für die Impfstoffproduktion nicht mehr geliefert
werden, was weltweit in diversen Standorten die Herstellung
ausbremst, unter anderem in Indien und der EU.

Unsere Gesundheit darf keine Ware
sein!

Eingriffe in die Produktion sind dabei
jedoch ganz grundsätzlich der richtige Ansatz, denn in solch
schwierigen Momenten zeigt sich am stärksten, dass wir uns auf den
Markt nicht verlassen können! Private Unternehmen haben kein
Interesse daran gesamtgesellschaftliche Belange in Betracht zu
ziehen. In der Konkurrenz ist das nachrangig und nur hinten
angestellt werden dabei unsere Bedürfnisse gestillt. Der bürgerliche
Staat will auch nur ungern eingreifen, wenn es darum geht, sinnvolle
Preise oder eine notwendige Umstellung der Produktion aufzuerlegen,
immerhin, der Markt ist heilig und dürfe nicht angetastet werden.

Deswegen müssen wir als Bewegung von der Straße und in den
Betrieben darum kämpfen, dass die Produktion nicht mehr dem Profit,
sondern unserer Gesundheit folgt! Wir können den Staat unter Druck
setzen, zum Beispiel in dem wir ihn auffordern die Impfstofflizenzen
auf gesetzlichem Weg freizugeben und das Patentrecht abzuschaffen.
Außerdem fordern wir die Unternehmen zu enteignen und demokratisch
über sie zu bestimmen und sie durch die Arbeiter_Innen zu
kontrollieren. Und das am besten in allen Ländern! Dadurch wird die
Konkurrenz außer Kraft gesetzt und die hergestellten Impfstoffe nur
noch dazu da, dass wir uns nicht mehr anstecken und die Pandemie
überwinden, nicht um Profit zu machen. Selbstverständlich gäbe es
dann auch keine Notwendigkeit mehr für Patente,



Exklusivitäten einzelner Länder oder Verträge, die am Ende eh
nicht eingehalten werden. Wir bündeln somit die Produktivkräfte und
könnten sie sinnvoll und gerecht einsetzen, um Corona weltweit
möglichst schnell ein Ende zu setzen!

Myanmar – Volksaufstand gegen
die Militärdiktatur
Seit Anfang Februar sorgt
ein Land in Südostasien für Schlagzeilen: Der Militärputsch in
Myanmar brachte die Regierung der sozialdemokratischen NLD (Nationale
Liga für Demokratie) zu Fall, die zuvor einen Erdrutschsieg bei den
Parlamentswahlen erreicht hatte. Der zumindest teilweise
demokratische Parlamentarismus dauerte nur zehn Jahre und könnte nun
im Versuch des Militärs enden, wieder eine uneingeschränkte
Diktatur herzustellen.

Zum Land selbst

Bis heute ist das an
Indien, China und Thailand grenzende Myanmar extrem arm. Es hat ein
BIP von 70 Mrd. bei einer Bevölkerung von 54 Millionen und gehört
damit weltweit zum untersten Fünftel des BIP pro Kopf. 26% leben in
totaler Armut. 70% der Bevölkerung hat keinen Strom, ebenso viele
leben auf dem Land. Lange Zeit wurde das Land vom Militär
diktatorisch geführt, 2010 kam dann die allmähliche wirtschaftliche
und politische Öffnung. Das Wirtschaftswachstum war durch den Handel
und die Auslandsinvestitionen eines der schnellsten der Welt. Obwohl
auch Wahlen stattfanden, die die NLD an die Macht brachten, blieb das
Militär politisch und wirtschaftlich als bestimmender Machtfaktor
bestehen und völlig ohne demokratische Kontrolle.
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Der Volksaufstand

Ende November wurde in
Myanmar die sozialdemokratische NLD als Regierung bestätigt, die
trotz der festen 25% Sitze der Militärpartei USDP die absolute
Mehrheit verteidigte. Aufgrund fadenscheiniger Anschuldigungen, dass
dies der NLD nur durch Wahlbetrug gelungen wäre, hat das Militär am
1.2.2021 die Macht übernommen. Der Sturz der Regierung durch das
Militär blieb von den Völkern Myanmars nicht unbeantwortet. Anfangs
wurden gewaltige Massendemonstrationen organisiert. Bald darauf
erschütterten Streiks das Land, wobei Arbeiter_Innen aus dem
Gesundheitssektor diesen Weg zuerst beschritten und ihre Klasse so in
den Kampf führten. Auch ein Großteil der Bankarbeiter_Innen und der
Staatsbürokratie traten in den Ausstand und paralysierten so die
Regierung. Der Protest war so heftig, dass das Militär die Kontrolle
über Teile des Landes verlor. Die Repression wurde jedoch immer
extremer: Mittlerweile sind über 740 Menschen (Stand 22.04.2021) vom
Militär ermordet worden, Tausende verschleppt, jeder Protest wird
sofort angegriffen. Dies hat zwar die gigantischen
Massendemonstrationen beendet, nicht jedoch die Bewegung allgemein.
Momentan besteht die Taktik der Demonstrant_Innen darin, Barrikaden
zu errichten, kurz zu demonstrieren und sich dann schnell wieder zu
verteilen, bevor das Militär die Demos mit Scharfschützengewehren,
Handgranaten und Maschinengewehren zerschlagen kann.

Im Hintergrund der
Proteste existieren die Umrisse einer zweiten Regierung. Sie besteht
aus der NLD und dem „Generalstreik Komitee“. Vor allem letzteres
hat aktiv an der Organisierung der Proteste gearbeitet, indem es
viele nationale Minderheiten und Gewerkschaften vereint, die seit der
politischen und wirtschaftlichen Öffnung des Landes legalisiert, vor
allem aber neu gegründet wurden. In mächtigen Streiks, wie z.B. im
Krankenhaussektor oder in der sehr großen und wachsenden
Textilindustrie haben sie in den letzten Jahren erfolgreich ihre
ersten Feuertaufen gemeistert. Seit dem Putsch sind die



Gewerkschaften sprunghaft gewachsen und bilden das stählerne
Rückgrat der Bewegung.

Die Jugend ist
furchtlos

Die Proteste auf der
Straße selbst werden jedoch vor allem von Jugendlichen getragen.
Wieder einmal ist die Jugend die gesellschaftliche Kraft, die die
Speerspitze der Kämpfe bildet und auch den höchsten Blutzoll zahlen
muss. Sie haben den größten Teil ihres Lebens noch vor sich und
sind nicht bereit, ihn in einer noch größeren Unterdrückung und
Armut zu verbringen, als sie es ohnehin schon erleben, denn in einer
isolierten Diktatur kann es keine Perspektive für sie geben.
Prognosen gehen davon aus, dass bis 2022 die Hälfte der Bevölkerung
unter die Armutsgrenze rutschen wird. Besonders stark betroffen sind
davon vor allem Frauen und Kinder, was es notwendig macht, die Kämpfe
gegen Repression und Frauenunterdrückung zu verbinden. Die
barbarischen Gewalttaten des Militärs gegen friedliche
Demonstrant_Innen vermitteln zudem ein ziemlich klares Bild davon,
wie das zukünftige Militärregime aussehen würde. Der Mord an ihren
Mitstreiter_Innen hat sie in ihrem wirklich beeindruckenden
Kampfgeist bisher nur gestärkt: Die Opfer sollen nicht umsonst
gewesen sein und deshalb wird nur eine völlige Niederlage des
Militärs akzeptiert! Dieser Aktivismus und Mut sollte Aktivist_Innen
weltweit ein leuchtendes Beispiel sein.

Das Militär kann
geschlagen werden!

Die unterdrückten
Völker Myanmars

Eine in Myanmar besonders
wichtige Frage ist die der unterdrückten Nationalitäten. Fast 1/3
der Bevölkerung besteht aus nationalen Minderheiten, die durch das



Militär unzählige grausame Verbrechen wie Krieg, Vertreibungen und
Völkermorde erleben mussten. Da sich die Lage auch unter der
„Demokratie“ kaum geändert hat, wie der Genozid an den Rohingya
2017 beweist, waren die ethnischen Minderheiten von der NLD-Regierung
zurecht enttäuscht. In dem Chaos des Volksaufstandes haben sich die
ca. 20 Milizen nationaler Minderheiten gegen den Putsch gestellt. Sie
haben die Demonstrationen geschützt oder ihren Kampf gegen das
Militär mit Unterstützung der Bevölkerung erfolgreich ausgeweitet.
Wichtiges Beispiel ist die Eroberung eines Militärstützpunktes
durch Milizen der Karen Ende April.

Die burmesische Mehrheit
muss den nationalen Minderheiten uneingeschränktes
Selbstbestimmungsrecht einräumen. Das würde die Minderheiten mit
großer Achtung gegenüber dem burmesischen Volk erfüllen und sie zu
treuen Verbündeten im Kampf gegen das Militär machen. Die
Nationalitäten Myanmars könnten so geeint und Myanmar zu einer
Föderation gleichberechtigter Völker werden.

Risse im Militär

Das Niederschießen der
eigenen Bevölkerung hat auch Risse im Sicherheitsapparat erkennen
lassen. Einzelne Polizist_Innen flüchteten nach Indien, nachdem sie
sich weigerten, Schießbefehle auszuführen. Obwohl es viel Unmut
gibt, hat es jedoch bisher keine Meutereien gegeben. Solange das
nicht passiert, ist das Regime relativ sicher. Es wäre also ein
entscheidender Schritt, die einfachen Soldaten auf die Seite der
Proteste zu ziehen. Es sind schon Videos aufgetaucht, in denen
Demonstrant_Innen diese angefleht haben, nicht zu schießen. Auch
Schilder und Flyer, die sich an die unteren Soldaten richten, können
helfen, sie zum Aufstand zu motivieren. Die beste Versicherung, den
Kadavergehorsam im Militär zu brechen, ist und bleibt jedoch, zu
beweisen, dass man bereit ist, bis zum Sieg voranzuschreiten. Streiks
in den vielen militäreigenen Betrieben sind dabei entscheidend. Mit
der hartnäckigen Unterdrückung des Aufstandes wird eine solche



Entwicklung jedoch unwahrscheinlicher.

Internationale
Solidarität

Bei einer Militärparade
Ende März waren ranghohe Vertreter_Innen Russlands, Indiens,
Thailands, Bangladeschs, Laos, Vietnams, Chinas und Pakistans
zugegen. So haben die Nachbarländer Myanmars den Putsch und die
Massaker demonstrativ gebilligt. Außerdem wird von der ASEAN (der
Staatenbund Südostasiens) höchstens zu einem „Ende der Gewalt“
aufgerufen, ohne sich zu positionieren. Natürlich haben sie die
berechtigte Angst, dass eine siegreiche Bewegung in Myanmar der
Startschuss für ähnliche Bewegungen in ganz Asien sein könnte. Die
unterdrückten Klassen in Asien müssen ihren Regierungen deshalb mit
Demos und Streiks zeigen, dass sie es nicht widerstandslos hinnehmen
werden, wenn ihre Klassengeschwister in Myanmar ermordet werden. So
würden gleichzeitig die Völker Myanmars unterstützt und der
eigenen Regierung der Kampf angesagt werden. Das kann zum Sturz der
Regierungen des Kapitals in Asien führen und ein Schritt in eine
neue sozialistische Gesellschaft darstellen.

Verfassungsgebende
Versammlung und Generalstreik

Die Entwicklung in
Myanmar in den letzten 10 Jahren hat gezeigt, dass eine bürgerliche
Herrschaft nur limitierte Freiheiten bringen kann, die jederzeit
wieder rückgängig gemacht werden können. Der Weg zu einer
befreiten Gesellschaft kann also nicht über den Zustand von vor dem
Putsch führen. Richtigerweise fordern die Völker Myanmars eine
verfassungsgebende Versammlung, die die kapital- und
militärfreundliche Verfassung von 2008 abschafft. Dies kann jedoch
nur mit einem unbefristeten Generalstreik erreicht werden. Die
Generalstreiks im Februar und März lassen erahnen, was möglich ist,
doch ein unbefristeter würde dem Militär die Kontrolle über das



Land vollständig entziehen und in der Lage sein, eine alternative
Herrschaftsform gestützt auf die Unterdrückten und Ausgebeuteten
hervorzubringen.

Eine neue Verfassung
sollte demokratische Freiheiten, wie Organisation, Versammlungs- und
Redefreiheit garantieren. Doch dabei dürfen sie nicht stehenbleiben!
Nur wenn die Bewegung weitergehende Forderungen gegen Kapital und
Korruption annimmt, sich damit zu einer Bewegung für den Sozialismus
entwickelt, können diese Freiheiten erkämpft und dauerhaft
gesichert werden. Die Verteilung des Landes an die Bäuer_Innen und
die Enteignung der Fabriken müssen deshalb durch die Verfassung
vorbereitet werden. Volksmilizen müssen das Militär zerschlagen und
die neue sozialistische Verfassung mit dem Gewehr verteidigen. Die
NLD als bürgerliche Partei ist dabei hinderlich. Ihr völliges
Versagen haben wir 2011-2021 erleben dürfen. Sie ist korrumpiert und
unbrauchbar. Es muss deshalb eine eigene sozialistische Partei
gegründet werden, die in der Lage ist, die bitternötigen
Forderungen Wirklichkeit werden zu lassen.

Deshalb hoch die
internationale Solidarität, Nieder mit den Generälen, Sieg den
heldenhaften Arbeiter_Innen und Bäuer_Innen Myanmars!

Solidarität  mit  der  Jugend  in
Sheikh  Jarrah!  Solidarität  mit
dem  palästinensischen
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Widerstand!
Z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/05/11/solidaritaet-mit-der-jugend-in-sheik
h-jarrah-solidaritaet-mit-dem-palaestinensischen-widerstand/

Dilara Lorin, Martin Suchanek, Infomail 1149, 11. April 2021

Seit Montag, den 10. Mai, bombardiert die israelische Luftwaffe
Gaza. Mindestens 24 Menschen, darunter 9 Kinder, wurden nach Angaben
des palästinensischen Gesundheitsministeriums bis zum Morgen des 11.
Mai getötet, 109 wurden verletzt. Insgesamt flogen die israelischen
Streitkräfte 150 Angriffe.

Die Regierung Netanjahu und die Armeeführung präsentieren und
rechtfertigen die Bombardierungen einmal mehr als Akt der
Selbstverteidigung – und in ihrem Gefolge auch die westlichen
imperialistischen Schutzmächte und Verbündeten Israels. Die Aktion
wird als Reaktion auf den Abschuss von über 100 Raketen aus Gaza
dargestellt, als Vergeltung auf eine vorhergehende Aktion der Hamas
und des palästinensischen Widerstandes, die als „Terrorist_Innen“,
„Islamist_Innen“ oder blutrünstige „Antisemit_Innen“
diffamiert werden.

Kurzum, der ideologischen Rechtfertigung der zionistischen
Regierung wie ihrer westlichen Unterstützer_Innen gelten die
Palästinenser_Innen als Aggressor_Innen. Die Vergeltungsschläge
sollen bloß „verhältnismäßig“ bleiben und, so das
stillschweigende Kalkül, nach einigen Tagen verebben.

Verschwiegen wird, worum es im „Konflikt“ eigentlich geht,
worin seine Ursachen eigentlich bestehen. Dabei verdeutlicht der
Kampf gegen die Räumung palästinensischer Wohnungen und Häuser im
Ostjerusalemer Stadtteil Sheikh Jarrah exemplarisch, worum es sich
dreht: um die fortgesetzte, systematische Vertreibung und nationale
Unterdrückung der palästinensischen Bevölkerung. Ostjerusalem soll
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die nächste Etappe der Vertreibung und Annexion durch den
zionistischen Staat darstellen – eine fortdauernde, die mit der
Gründung Israels und dessen Expansion untrennbar verbunden ist.

Sheikh Jarrah
Auch wenn mittlerweile die internationalen Medien voll sind mit
Berichten über Sheikh Jarrah, die Zusammenstöße von Polizei,
zionistischen, rechten Siedler_Innen und palästinensischen
Jugendlichen, so dienen diese wohl eher dem Einschwören auf die
israelische und westliche politische Linie denn der Information.

Es wird nicht erwähnt, dass der zionistische Staat seit seiner
Gründung unablässig fortfährt, Palästinenser_Innen aus ihren
Wohnungen und Häusern zu vertreiben und dadurch in die Flucht zu
zwingen. Es werden die ultraorthodoxen und rechten Gruppierungen
nicht erwähnt, die friedlich Fasten brechende oder protestierende
Palästinenser_Innen angreifen, sie aus ihren Häusern werfen und
tatkräftig von den staatstragenden Parteien hofiert und unterstützt
werden. Es wird beim Lob für Israels  Impfkampagne nicht
erwähnt, dass in den vom Staat besetzten israelischen Gebieten die
Bevölkerung nicht nur keinen Zugang zum Impfstoff erlangt, sondern
auch das gesamte Gesundheitssystem permanent vor dem Zusammenbruch
steht. Palästinenser_Innen sind faktisch Menschen zweiter Klasse.
Ihnen werden gleiche bürgerliche Rechte vorenthalten, Westbank und
Gaza werden immer mehr von der Außenwelt abgeschottet.

Die rechte Regierung Netanjahu setzt seit Jahren auf einen
aggressiveren Kurs der Vertreibung und der Annexion von Land in der
Westbank infolge des Siedlungsbaus. Unter der Administration Trump
und deren „The Deal of the Century“ wurde Jerusalem offiziell als
Hauptstadt Israels anerkannt, eine Einladung an die zionistische
Regierung, an Behörden und Gerichte sowie an rechte Siedler_Innen,
die Annexion Ostjerusalems voranzutreiben.



Was hat all dies mit Sheikh Jarrah zu tun?
Sheikh Jarrah ist ein Viertel in Ostjerusalem, welches auch nach 
1948, der Gründung des israelischen Staates, mehrheitlich von
Palästinenser_Innen bewohnt war, während im Westen mehrheitlich
israelische Staatsbürger_Innen wohnen und Palästinenser_Innen
diesen Teil der Stadt nicht einfach so betreten dürfen. Diese
Aufteilung und das Verbot für die palästinensische Bevölkerung
sind Teil einer bewussten Politik, die immer mehr versucht, den
Wohnraum und die Existenz von Palästinenser_Innen einzuschränken.
Zwischen 2004 bis 2016 wurden 685 palästinensische Häuser in
Jerusalem zerstört. 2513 Menschen wurden obdachlos.

Heute leben mehr als 700.000 israelische Siedler_Innen in
illegalen Siedlungen in Palästina und Ostjerusalem. Aber damit
leider nicht genug, denn die Situation um Sheikh Jarrah hat 
kein Alleinstellungsmerkmal. Diese Zwangsräumungen der dort seit
Jahrhunderten ansässigen Palästinenser_Innen hat israelische
Tradition und ist tragische Geschichte von mehr als 538 Städten und
Dörfern. Den Bewohner_Innen dieses Stadtteils droht Vertreibung und
die damit einhergehende Flucht – entweder auf „legalem“ Weg,
indem israelische Gerichte Ansprüche von Siedler_Innen auf Häuser
legitimieren, die seit Jahrzehnten von Palästinenser_Innen bewohnt
wurden, oder auf „illegalem“, indem der Bau von Häusern und
Wohnungen durch Siedler_Innen nachträglich anerkannt wird. Die
Besatzungsbehörden planen außerdem den Bau von 200
Siedlungseinheiten auf dem Land und in den Häusern der Bevölkerung
von Sheikh Jarrah. Diese Vertreibung ist seit mehr als 40 Jahren ein
Teil des israelischen Siedlungsplans, um auf diesen Flächen
Siedlungen zu errichten, so wie es im Westjordanland tagtäglich
geschieht.

Al-Aqsa, Jerusalem und der Widerstand
Gegen die Räumung palästinensischer Häuser und Wohnungen wehren
sich seit Tagen vor allem Jugendliche in Ostjerusalem. Dagegen ging



die Polizei mit äußerster Brutalität, mit Blendgranaten und
Wasserwerfern vor. Hunderte wurden zum Teil schwer verletzt, um
Unrecht und die Ordnung der Herrschenden aufrechtzuerhalten.

Anlässlich des „Jerusalem-Tages“, an dem in Israel die
Annexion Ostjerusalems im Zuge des 6-Tage-Krieges von 1967 gefeiert
wird, eskalierten rechte Siedler_Innen am 10. Mai bewusst die Lage,
indem sie trotz der Spannungen ihren jährlichen reaktionären
Fahnenmarsch durchführten. Diesmal wurde aus der gezielten
Provokation faktisch ein Angriff auf die Al-Aqsa-Moschee. Diese
befindet sich auf der Westseite Jerusalems in der Altstadt und bildet
für die Muslime/a eines der 3 wichtigsten Heiligtümer. Tage zuvor
schon hingen Plakate an den Wänden der Stadt, welche diese Angriffe
seitens rechter Siedler_Innen propagierten und dazu aufriefen, sich
daran zu beteiligen.

Während sich ein Teil der Palästinenser_Innen noch im
Fastenmonat Ramadan befindet, kämpfen diese und andere gegen die
Angriffe und Attacken. Es verbreiteten sich Bilder wo in der
Al-Aqsa-Moschee Jugendliche Steine sammeln, Barrikaden bauen, um dem
angekündigten Angriff entgegenzuwirken, und ein wütender Mob
Siedler_Innen an den Türen und Toren der Altstadt rüttelt. Die
Situation dauert schon seit mehreren Tagen an und es wurden mehr als
300 Palästinenser_Innen verletzt.

Der Angriff auf die Al-Aqsa-Moschee stellt dabei eine gezielte
Provokation nicht nur der Palästinenser_Innen, sondern aller
Muslime/a, ja aller Unterdrückten im Nahen Osten dar.

Dabei wurden bewusst und provokant religiöse Gefühle verletzt.
Im Kern geht es aber um keine Glaubensfrage, sondern darum, den
national und rassistisch Unterdrückten ihre Ohnmacht, ihre
Chancenlosigkeit vorzuführen.

Der Widerstand gegen die Räumungen bildet daher nur einen Aspekt
eines größeren Kampfes gegen ein System der Unterdrückung, der



Vertreibung, der fortgesetzten Kolonisierung und imperialistischen
Ausbeutung. An vorderster Front bei den Demonstrationen und Kämpfen
steht dabei oft die palästinensische Jugend.

Flächenbrand
Der  Kampf  um Sheikh  Jarrah  und  um Al-Aqsa  wirkt  wie  der  berühmte
Funken, der das Pulverfass zu entzünden droht. In zahlreichen Städten in der
Westbank gingen Jugendliche, Arbeiter_Innen, Bauern/Bäuerinnen und die
verarmten Massen auf die Straße. In Nazareth, Kafr Kana oder Schefar’am
brachen in der Nacht vom Montag zum Dienstag lokale Aufstände aus. In
Gaza  marschieren  Hunderte,  wenn  nicht  Tausende,  an  die  von  der
israelischen  Armee  hermetisch  abgeriegelte  und  hochmilitarisierte  Grenze.

Hamas und verschiedene Gruppen des palästinensischen Widerstandes
feuern Raketen auf Israel, wohl wissend um die blutige Antwort von
dessen Luftstreitkräften. Doch diese verzweifelten Aktionen in einem
asymmetrischen Krieg verdeutlichen auch die Entschlossenheit des
palästinensischen Volkes, dessen Würde und Existenz untrennbar mit
dem Widerstand gegen die Besatzung verbunden ist.

Dieser Widerstand gegen die Besatzung ist in all seinen Formen
legitim. Auch wenn die taktische und strategische Nützlichkeit von
Raketenangriffen auf Israel fraglich ist, so unterscheiden wir als
Revolutionär_Innen klar zwischen der Gewalt der Unterdrücker_Innen,
des israelischen Staates und seiner Armee, und der Unterdrückten und
solidarisieren uns mit dem Widerstand.

Eine neue Intifada liegt in der Luft. Die entscheidende politische
Frage ist jedoch, wie sich diese ausweiten, wie sie siegen kann. Die
zionistische Vertreibung und Expansion und die offene Unterstützung
durch Trump haben schon in den letzten Jahren die Palästinenser_Innen
in eine immer verzweifeltere Lage gebracht und auch die politische
Führungskrise in der Linken und Arbeiter_Innenklasse massiv
verschärft. Auch wenn die Palästinensische Autonomiebehörde und
die Hamas die Bewegung in Ostjerusalem unterstützen, so kollaboriert



erstere nach wie vor mit dem zionistischen Staat und jagt einer
Verhandlungslösung nach. Auch die Hamas verfügt über keine
Strategie zum Sieg und bietet eine reaktionäre, religiöse und keine
fortschrittliche, demokratische oder gar sozialistische Perspektive
im Interesse der Arbeiter_Innenklasse.

Die zentrale Frage besteht daher darin, wie die fortgesetzten
Bombardements Israels gestoppt und die lokalen Aufstände der Jugend
verbreitert werden können und in diesem Zug auch eine neue,
revolutionäre Kraft in Palästina aufgebaut werden kann. Dies ist
nicht so sehr eine organisatorische, sondern vor allem eine
programmatische Frage.

Um den Widerstand gegen die zionistische Aggression
voranzutreiben, braucht es eine neue Intifada, die die Form eines
Generalstreiks in den Werkstätten und auf den Feldern sowie der
Einstellung jeder Kooperation mit den Institutionen der
Besatzungsmacht annimmt. Die Möglichkeiten des rein ökonomischen
Drucks in Palästina sind aufgrund der Ersetzung palästinensischer
Arbeitskraft in vielen israelischen Unternehmen erschwert, wenn auch
nicht unmöglich.

Von entscheidender Bedeutung könnte und müsste die Solidarität
der Arbeiter_Innenklasse und Unterdrückten in den Ländern des Nahen
Ostens sein, indem sie Israel und seine militärische Maschinerie
durch Streiks und Weigerung, Waren zu transportieren oder
Finanztransaktionen durchzuführen, unter Druck setzt. Dies könnte
in Verbindung mit massenhaften Solidaritätsdemonstrationen auch die
reaktionären arabischen Regime in Ägypten und Saudi-Arabien oder
die vorgeblichen Freund_Innen der Palästinenser_Innen wie Erdogan
oder Chamenei entlarven und die Arbeiter_Innenklasse zur führenden
Kraft im Kampf gegen den Zionismus machen.

Dieser Druck kann auch die klassenübergreifende Einheit zwischen
Kapital und jüdischer Arbeiter_Innenklasse in Israel unterminieren
und damit die Perspektive eines gemeinsamen Kampfes von



palästinensischer Arbeiter_Innenklasse und Bauern-/Bäuer_Innenschaft
mit der jüdischen Arbeiter_Innenklasse gegen Zionismus und für
einen gemeinsamen, multinationalen Staat unter Anerkennung des
Rückkehrrechts aller Palästinenser_Innen eröffnen.

Schließlich müssen die Arbeiter_Innenklasse und die Linke in den
imperialistischen Ländern selbst in Solidarität mit dem
palästinensischen Volk auf die Straße gehen und mit Streik und
Boykott von Transporten den Druck auf Israel erhöhen, die
Luftangriffe auf Gaza und die Repression in Ostjerusalem
einzustellen. Solidaritätskundgebungen und die Unterstützung von
Demonstrationen zum Nakba-Tag wären dazu ein erster Schritt.

Die Bombardements seitens Israel, die Belagerung Gazas und die
Siedlungsbauten in der Westbank haben auch jede Hoffnung auf die
Zwei-Staaten-Lösung begraben. Angesichts der Vertreibung, der
Aggression und Unnachgiebigkeit der israelischen Regierungen erweist
sie sich nicht nur als reaktionär, sondern schlichtweg auch als
komplett illusorisch, als diplomatische Farce. Die einzig mögliche
demokratische Lösung besteht in der Zerschlagung des Systems der
Apartheid und der rassistischen Grundlage des zionistischen Staates,
im Recht auf Rückkehr für alle Palästinenser_Innen und in der
Errichtung eines binationalen Staates auf der Basis vollständiger
rechtlicher Gleichheit aller. Die imperialistischen Staaten wie die
USA, Deutschland, Britannien und die EU müssen dazu gezwungen
werden, die Kosten für diese Rückkehr und den Aufbau der nötigen
Infrastruktur und Wohnungen zu tragen. Damit diese ohne
nationalistische Gegensätze erfolgen kann, muss diese demokratische
Umwälzung mit einer sozialistischen, mit der Enteignung des
Großkapitals und Großgrundbesitzes verbunden werden.

Schluss mit der Besatzung! Keine Bomben auf Palästina!
Solidarität mit dem palästinensischen Widerstand!
Für einen binationalen Staat, in dem alle Staatsbürger_Innen
gleiche Rechte haben unabhängig von ethnischer Herkunft und
Religion!



Für ein sozialistisches Palästina als Teil Vereinigter
Sozialistische Staaten des Nahen und Mittleren Ostens!

Tarifabschluss  Metall-  und
Elektroindustrie:  Danke  für
nichts!
Christian Mayer

Seit
Dezember letzten Jahres lief in der Metall- und Elektroindustrie die
Tarifrunde, Ende März wurde sich auf einen Tarifabschluss geeinigt.
Wie schon der erste Vorsitzende der IG Metall Jörg Hofmann
ankündigte, wollte man noch vor Ostern ein Ergebnis haben. Dies sei
nach seiner Aussage „zwar sportlich, aber machbar“. Gesagt,
getan.

Das Ergebnis

Wenn
man sich anschaut, mit welchen Forderungen die IG Metall in die
Tarifrunde ging und was am Ende dabei rauskam, kann man durchaus
sagen: Viel gefordert, lange verhandelt, (fast) nichts erreicht.

Aber
schauen wir erst mal kurz die Hauptforderungen an. Diese waren:

eine1.
Entgelterhöhung  von  4%  im  Volumen  (eine  eigenartige
Formulierung)
eine2.
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Laufzeit des Tarifvertrages von 12 Monaten
Die3.
Sicherung von Beschäftigung
Die4.
Aufnahme  von  dual  Studierenden  in  den  Manteltarifvertrag
Ausbildung

Im
Ergebnis wurden die Forderungen 1 und 3 zusammengeschmissen:
Sicherung von Beschäftigung und Entgelterhöhung heißen nun
„Transformationsgeld“. Dieses ist eine vierte Sonderzahlung neben
Urlaubs-, Weihnachts- und Tariflichem Zusatzgeld (kurz T-ZuG). Was
auf den ersten Blick einfach klingt ist in der Tat kompliziert und
auch nicht jedem IG Metall-Mitglied im Detail verständlich. Hinter
dem „Transformationsgeld“ steckt eine etwas komplizierte
Berechnungsgrundlage. Dabei werden die Löhne zwar theoretisch um
2,3% erhöht, allerdings wird diese Erhöhung nicht ausbezahlt,
sondern über einen Zeitraum von 8 Monaten, nämlich bis Februar
2022, angesammelt. Erst dann entscheiden Geschäftsführung und
Betriebsrat, ob diese Zusatzzahlung ausbezahlt oder in zusätzliche
freie Tage umgewandelt wird. Klingt fair? Nun, die Bürokratie der IG
Metall wäre nicht sie selbst, hätte sie den Metallkapitalist_innen
nicht noch ein Hintertürchen eingebaut.

Das „Transformationsgeld“ wird nämlich nur dann ausgezahlt, wenn für die
Geschäftsführung des jeweiligen Betriebes die wirtschaftlichen Kennzahlen
passen. Oder einfacher: Kein Profit – keine Zusatzzahlung. Ach ja, und wenn
wir schon dabei sind, soll das „Transformationsgeld“ ab Februar 2023 dann
auch  wieder  nach  dem beschriebenen  Prinzip  gezahlt  werden  (nur  statt
18,4% (das Produkt aus 8 * 2,3) des eigenen Lohns werden es dann 27,6%
vom eigenen Lohn sein), aber eben nur wenn es Profit gibt.

Dafür  erhalten die  Facharbeiter_Innen und Angestellten dieses  Jahr  eine
Einmalzahlung in Höhe von 500,- € netto, Azubis und Studierende bekommen
300,- € netto.



Und
die Beschäftigungssicherung? Na ja, die finanziert man sich aus dem
eigenen Geldbeutel. Falls es „Beschäftigungsprobleme“ in einem
Betrieb geben sollte, kann man die Arbeitszeit zwar auf eine
Vier-Tage-Woche absenken (man arbeitet dann halt 32 statt 35 Stunden,
jedenfalls in Westdeutschland), allerdings muss man den Lohnausfall
selber begleichen. Wie? In dem individuell, also jede_r für sich
nicht nur auf das „Transformationsgeld“, sondern auch noch auf
das T-ZuG verzichtet und diese in zusätzliche, freie Tage umwandelt.
Umgerechnet auf einen Monat bedeutet das, man kann zwar seine
Arbeitszeit um ganze drei Stunden in der Woche verkürzen kann,
ausgeglichen wird aber nur der Lohnausfall von zwei Stunden durch die
Umwandlung der Zusatzzahlungen. Die letzte Stunde, die dann noch
übrig ist, schenkt man den Kapitalist_innen also in dem diese die
Stunde nicht bezahlen müssen.

Laufzeiten – und was sie bedeuten

Kommen
wir nun zum zweiten Punkt, der Laufzeit. Hier wurden von der IG
Metall ja 12 Monate angepeilt. Im Endergebnis läuft der
ausgehandelte Tarifvertrag aber 21 Monate bis September nächsten
Jahres. Schlecht gerechnet oder doch ein Tippfehler? Nein, entspricht
der Wahrheit. Zwar ist die Laufzeit diesmal etwas kürzer als beim
Tarifabschluss 2018 (da waren sogar 27 (!) Monate), aber wundern
sollte uns das nicht.

Warum
nicht? Weil die IG Metall in den letzten fünf Jahren eigentlich
keine Tarifverträge abgeschlossen hat, die unter 20 Monaten laufen.
Und andererseits bedeutet eine lange Laufzeit eines Tarifvertrages
auch immer, dass die legalen Kampfmöglichkeiten für die
Arbeiter_Innenklasse nicht gegeben sind, da während der Laufzeit
eine Friedenspflicht gilt. Diese ist in den allermeisten Fällen
sogar länger als die Laufzeit des abgeschlossenen Tarifvertrag.
Während der Friedenspflicht darf nicht gestreikt werden, dass regelt



das Betriebsverfassungsgesetz. Nach Ablauf der Friedenspflicht sieht
die Sache anders aus, aber hier beschränkt sich die IG Metall seit
inzwischen 37 Jahren lieber auf Warnstreiks bzw. 24 Stunden Streiks.

Zum jetzigen  Abschluss  kommt  hinzu,  dass  die  Entgelterhöhungen  nicht
tabellenwirksam sind.  Das heißt,  die Entgelttabellen sind seit  2018 nicht
mehr angepasst worden und man verdient immer noch dasselbe jeden Monat
brutto.  Gerade  für  die  unteren  Entgeltgruppen  bedeutet  dies  angesichts
steigender  Mieten,  Lebensmittelpreise  usw.  einen  deutlichen
Einkommensverlust. Und auch für Auszubildende und Studierende bedeutet
dies, dass sich ihre Vergütungen nicht erhöhen. Diese werden zwar im Falle
von Auszubildenden nach jedem Lehrjahr und für Studierende etwa nach
jedem zweiten Semester erhöht,  am Ende bleiben sie aber doch deutlich
unter  dem,  was  ihre  Kolleg_Innen  verdienen.  Gerade  in  Städten  wie
Stuttgart, die inzwischen die teuerste Großstadt bei den Mieten ist (10,41 €
pro m²), wird dann deutlich, wie abhängig Jugendliche in Ausbildung von den
Eltern sind, selbst wenn sie nicht mehr bei ihnen wohnen.

Aufnahme von dual Studierenden in den MTV Ausbildung

Groß verkündet die IG Metall in der Meldung zum Tarifabschluss, man hätte
die  dual  Studierenden  nun  endlich  in  den  Manteltarifvertrag  (MTV)
Ausbildung  aufnehmen  können.  Wenige  Stunden  später  dann  allerdings
ruderte  man  zurück.  Nun  heißt  es:  „Darüber  hinaus  werden  die
Tarifvertragsparteien  bis  Ende  September  die  Situation  von  dual
Studierenden  in  den  Betrieben  evaluieren  und  prüfen,  inwieweit  sich
tarifpolitischer  Handlungsbedarf  ergibt.  Vor  dem  Hintergrund  des
Fachkräftemangels wird auch nach Wegen gesucht,  damit  mehr Betriebe
Auszubildende und dual Studierende einstellen.“ Oder übersetzt: Erst mal
nachschauen  und  prüfen,  ob  es  überhaupt  einen  Grund  gibt,  dual
Studierenden einen Tarifvertrag zuzugestehen und sie  dann in  den MTV
aufzunehmen, oder nicht.

Lediglich in Baden-Württemberg gilt nun für dual Studierende, dass sie in
den MTV aufgenommen werden. Ungerecht? In den Augen der IG Metall
nicht. Dass dual Studierende in der Regel kein Bafög erhalten und es dann



noch  lokal  extrem  große  Unterschiede  gibt,  interessiert  die  IG  Metall-
Führung nicht. Hauptsache mal wieder was für’s eigene Image getan.

Keine
Alternative zur IG Metall-Kapitulation?
Wir
stellen fest, dass die IG Metall ihren Abschluss als den heißen shit
schlechthin verkauft, das Ergebnis allerdings in der Realität nicht
heiß, sondern lediglich shit ist.

Außerdem: In den kommenden Jahren sollen allein in der Autoindustrie bis zu
400.000 Jobs gestrichen werden. Dagegen gibt es kaum Widerstand. Warum?
Weil die Gewerkschaftsbürokratie gerade in diesem Bereich extrem darauf
angewiesen ist, mit den Kapitalist_Innen zusammenzuarbeiten. Nirgends in
Deutschland  kann  durch  einen  Aufsichtsratsposten  außerhalb  vom
Bankenwesen  so  viel  Geld  verdient  werden  wie  in  der  Autoindustrie.
Aufsichtsräte  werden  etwa  jeweils  zur  Hälfte  von  Kapitalist_Innen  und
Gewerkschafter_Innen besetzt, den Vorsitz hat aber immer die Kapitalseite
inne.  Gewerkschaftsfunktionär_Innen  sind  hier  besonders  eng  mit  den
Bossen  verbunden.

Geht  die  Gewerkschaftsbürokratie  also  nun in  die  Offensive,  hat  sie  ein
Problem:  Auf  der  einen  Seite  muss  sie  ihren  Mitgliedern  etwas  bieten
können, auf der anderen Seite will sie es sich jedoch auch nicht mit den
Kapitalist_Innen  verscherzen.  Die  Lösung  dieses  Problems  sind  dann
Abschlüsse  wie  dieses  Jahr,  eine  Lösung  auf  Kosten  der  Arbeiter_Innen.

Doch
was können wir tun, um Erfolg zu haben? Streiken? Das ist außerhalb
der Friedenspflicht wie bereits dargestellt möglich. Dafür muss der
Kampf gegen die zögerliche Politik der Gewerkschaftsbürokratie
geführt werden. Bedeutet im konkreten Fall: Urabstimmung über die
Durchführung des Streiks und zwar direkt nach Ende der
Friedenspflicht und nicht erst Warnstreiks. Dafür müssen wir eine
organisierte Opposition in den Gewerkschaften aufbauen – und zwar



hier und jetzt.

Eine  Opposition  darf  sich  nicht  auf  den  Kampf  gegen  einzelne
Entscheidungen  beschränken.  Zum  Beispiel  ist  die  Forderung  nach
Ablehnung des Tarifergebnisses in den Tarifkommissionen nicht ausreichend.
Es müssen andere Konzepte entwickelt werden und die Unterordnung unter
die  Kapitalist_Innen  gehört  politisch  bekämpft.  Es  müssen  die
undemokratischen  Strukturen  bekämpft  werden,  die  es  der  Bürokratie
erlauben, die Gewerkschaften zu kontrollieren. Was hilft es zu hoffen, dass
Tarifkommissionen Ergebnisse ablehnen, wenn Basismitglieder dafür nicht
kandidieren dürfen?

Eine Opposition aufzubauen,
wird nicht leicht fallen, der Apparat ist mächtig. Aber auch wenn
seine Konzeption in vielen Fällen funktioniert, so scheitert sie
doch mit Zunahme der Systemkrise immer mehr.

Und: Es gibt kleine Ansätze
für eine solche Opposition. Aber sie muss zu einer
klassenkämpferischen Basisbewegung werden: Klassenkampf statt
Sozialpartnerschaft mit dem Kapital, Kontrolle der Gewerkschaft durch
die Basis anstelle der Bürokratie!

Corona,  Krise  und  doppelte
Belastung der Frauen
Jaqueline Katherina Singh, Fight! Revolutionäre Frauenzeitung
Nr. 9

Seit mehr als einem Jahr stellt die Pandemie unser Leben auf den
Kopf. Rund 110 Millionen Menschen sind (Stand: Mitte Februar 2021)
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offiziell am Corona-Virus erkrankt, beinahe 2,5 Millionen sind
verstorben. Ausgangsbeschränkungen, Atemschutzmasken,
Arbeitslosigkeit – die Liste mit Dingen, die nun zu unserem Alltag
gehören, ist lang. Angst um Freund_Innen, Familie, die eigene
Existenz. Gerade Letzteres stellt sich für viele Arbeitende.

Denn das Corona-Virus hat eine Wirtschaftskrise, die sich bereits
vorher abzeichnete, ausgelöst und massiv verschärft. Unter anderem,
da – anders als bei der Finanzkrise 2007/08 – fast alle Länder
gleichzeitig erfasst wurden. Der Internationale Währungsfonds (IWF)
geht in einem Bericht davon aus, dass die Pandemie alle Fortschritte
in der Bekämpfung der globalen Armut seit den 1990er Jahren
zunichtegemacht hat. Die soziale Ungleichheit hat sich 2020 drastisch
weiter verstärkt. Das bedeutet, dass jene, die schon vorher am
Existenzminimum gelebt haben, noch weniger besitzen sowie kleinere
Verbesserungen, die in den letzten Jahren errungen werden konnten,
verschwinden.

Die Krise heißt Kapitalismus
Als Ergebnis der Finanzkrise 2007/08 konnten wir in den letzten
Jahren eine stetige Zuspitzung von imperialistischen Konflikten
wahrnehmen – ob durch Interventionen in der Ukraine, Syrien, die
stetigen Drohungen gegen den Iran oder den Handelskrieg zwischen den
USA und China. Gerade Letzterer stellt eine direktere Konfrontation
zwischen zwei imperialistischen Mächten dar, bei der es nicht nur um
ein bloßes Kräftemessen geht. Vielmehr ist es die Zuspitzung der
Frage, welche Kraft den Weltmarkt in ihrem Interesse neu gestaltet –
die niedergehende, über Jahrzehnte vorherrschenden USA oder China
als neue, aufstrebende Macht. Die jetzige Krise wird die
Verteilungskrise und den existierenden Machtkampf massiv verstärken.
Die Frage der Verfügbarkeit medizinischer Versorgung, insbesondere
des Impfstoffes, ist in mehrfacher Weise mit dem Kampf um die
Neuaufteilung der Welt verbunden.

Zum Ersten sichern sich alle imperialistischen Mächte einen



privilegierten Zugang zu den Impfstoffen und räumen den Markt
faktisch leer. Hinzu kommt, dass die großen Konzerne, die fast
ausschließlich in den kapitalistischen Zentren angesiedelt sind, für
Jahre enorme Monopolprofite wittern, auf Patentrechten und damit dem
Ausschluss von Milliarden Menschen vom bezahlbaren Zugang zu den
Impfstoffen beharren. Während die Bevölkerung der imperialistischen
Staaten bis Ende 2021 geimpft werden kann, sollen in vielen Ländern
Afrikas, Lateinamerikas und Asiens selbst „optimistischen“
Vorhersagen zufolge nur 20 % diesen Schutz erhalten.

Die dramatisch wachsende globale Verschuldung verschärft die
Ungleichheit noch weiter. Während die USA, China oder auch die EU
mit Milliardenausgaben die unmittelbaren Wirkungen der Krise
kurzfristig mildern und Konjunkturprogramme auf den Weg bringen
können, ist dieser Weg den meisten Ländern des globalen Südens
verschlossen. Sie können allenfalls auf eine kurzfristige Aussetzung
des Schuldendienstes für über den IWF oder andere Institutionen
vermittelte Kredite hoffen. Diese Last wird sie noch mehr von den
Zentren der Weltwirtschaft und des Finanzkapitals abhängig machen –
mit extremen Folgen für Milliarden Lohnabhängige, Bauern und
Bäuerinnen.

Zusammengefasst lässt sich sagen, dass selbst wenn die
imperialistischen Zentren durch Impfungen wieder versuchen, zum
Regelbetrieb zurückzukehren, die Lage sich nicht von alleine
entspannen wird. Während die nationalen Regierungen für größere
Konzerne Rettungspakete schnüren, wird versucht werden, die
entstandenen Kost auf die Arbeiter_Innenklasse abzuwälzen:
Massenentlassungen, Einsparungen im sozialen Bereich neben der
stetigen Gefahr von Mutationen des Virus, die gegen den Impfstoff
resistent sind. Es stellt sich also die Frage: Wer zahlt für die
Kosten der Krise und die Folgen der Pandemie? Und während der
Machtkampf unter den Kapitalfraktionen noch läuft, ist zugleich
klar, dass sie alle versuchen werden, die Kosten auf die
Arbeiter_Innenklasse abzuwälzen. Im Folgenden wollen wir einen



Überblick darüber geben, wie die Belastung für Frauen aus der
ArbeiterInnenklasse seit Ausbruch der Pandemie zugenommen hat,
welchen Problemen sie sich verschärft gegenübersehen, um dann auf
die Ursachen der Unterdrückung und die Frage des Kampfes dagegen
einzugehen. Schließlich stellen sie einen maßgeblichen Teil der
Arbeiter_Innenklasse dar und haben aufgrund ihrer sozialen
Unterdrückung mit spezifischen Angriffen zu kämpfen.

Frauen sind in vielen der am stärksten von Covid-19 betroffenen
Branchen überrepräsentiert, z. B. in der Gastronomie, im
Einzelhandel und in der Unterhaltungsbranche. So arbeiten 40 Prozent
aller erwerbstätigen Frauen – 510 Millionen weltweit – in den am
stärksten betroffenen Branchen, verglichen mit 36,6 Prozent der
erwerbstätigen Männer. International stellen Frauen 70 % des
Personals in sozialen und Pflegeberufen.

Kurzarbeit und Entlassungen
Auch die ersten großen Entlassungswellen betrafen vor allem
Sektoren, in denen Frauen überrepräsentiert sind wie Einzelhandel,
Gastgewerbe und Tourismus. Eine statistische Erhebung aus den USA
zeigt, dass Frauen in verschiedenen Branchen stärker vom
Arbeitsplatzverlust betroffen sind als Männer. Im Freizeit- und
Gastgewerbe waren vor der Pandemie 52 % der Beschäftigten
Frauen, aber 54 % der Entlassenen sind weiblich. Im Bildungs-
und Gesundheitswesen stellten Frauen 77 % der Arbeitskräfte,
aber 83 % der Entlassenen; im Einzelhandel 48 % der
Beschäftigten, 61 % der Arbeitsplatzverluste; in den Kommunal-
und Landesverwaltungen schließlich 58 % der Belegschaften, aber
63 % der Freigesetzten.

Laut Zahlen der ILO verdienten 2018 61 % der globalen
Erwerbsbevölkerung (2 Milliarden Menschen) ihren Lebensunterhalt in
der informellen Wirtschaft, davon sind rund 50 % Frauen. Für
diese Menschen bedeutet das, dass sie über keinen einklagbaren
Arbeitsvertrag, keine Arbeitslosenversicherung oder damit



vergleichbare Absicherung verfügen.

Frauen stellen zwar die Hälfte der Menschen im informellen
Sektor, sie sind aber vor allem im globalen Süden überrepräsentiert.
So arbeiten in Südasien über 80 % aller Frauen außerhalb der
Landwirtschaft im informellen Sektor, in den Ländern südlich der
Sahara 74 %, in Lateinamerika und der Karibik 54 %.

Besonders betroffen von der Krise sind oft WanderarbeiterInnen. So
haben in Indien mindestens 40 Millionen ArbeitsmigrantInnen von heute
auf morgen ihren Job und ihre Unterkunft verloren. Sie müssen 100 –
1.000 Kilometer zurück zu ihren Familien reisen, denen sie meistens
selbst Geld schicken, also die sie eigentlich finanzieren.
Schätzungen gehen davon aus, dass 660.000 bis 1,5 Millionen
MigrantInnen in Lagern untergebracht wurden, wo sie minimale
Essensrationen erhielten.

Frauen sind jedoch nicht nur als überausgebeutete
Lohnarbeiterinnen betroffen. In vielen Ländern der halbkolonialen
Welt waren sie im Zuge von „Entwicklungshilfe“ oft auch
Empfängerinnen sog. Mikrokredite. In Jordanien beispielsweise
erhielten rund 70 % der Frauen solche. Unter den Bedingungen von
Corona und der Krise können viele ihre Raten nicht mehr tilgen, sind
nicht zahlungsfähig, was in manchen Ländern mit Gefängnisstrafe
geahndet werden kann.

Wir sehen anhand dieser Beispiele, dass arbeitende Frauen auch
ökonomisch besonders stark von der Krise betroffen sind – und
diese wird so schnell nicht nachlassen.

Gesundheit
Aufgrund der Pandemie liegt der Fokus des Gesundheitssystems auf
der Bekämpfung der Krankheit. Dies ist an sich sinnvoll. Aber da es
ohnedies schon einen Mangel an medizinischem Personal und
Einrichtungen gibt, bedeutet das auch, dass diese anderswo fehlen. So



können wir aktuell in vielen Ländern einen Anstieg der Mütter- und
Kindersterblichkeit beobachten.

Der Zugang zu hygienischen Produkten und Verhütungsmitteln wird
durch Verdienstausfälle erschwert, deren Produktion teilweise
ausgesetzt. In Indien wurden während der ersten Wochen des Lockdowns
Binden nicht als essentiell betrachtet. Mädchen hatten aufgrund der
Schließung von Schulen keinen Zugang. NGOs und Hilfsorganisationen
schätzen, dass allein in Indien mindestens 121 Millionen Frauen
keinen Zugriff auf Güter zur Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse
hatten, wobei ländliche Regionen und Kleinstädte besonders
betroffen waren.

Zusätzlich wird der ohnedies schon eingeschränkte Zugang zu
Abtreibungen weiter erschwert. UN-Schätzungen zufolge könnte die
Corona-Krise zu 7 Millionen ungewollten Schwangerschaften führen.
Zum einen, da der Zugang zu Verhütungsmitteln erschwert ist, zum
anderen, da die sexualisierte Gewalt gegenüber Frauen massiv
zugenommen hat und sie noch mehr an die Familie und damit an
Ehemänner gebunden sind. Dort, wo Schwangerschaftsabbrüche legal
sind, wurde der Zugang zu Beratungsgesprächen massiv eingeschränkt,
da viele Praxen und Familienplanungszentren ihr Angebot reduzierten.
In 8 US-Bundesstaaten liefen während des ersten Lockdowns Verfahren,
da Abtreibungen auf die Liste der „nicht dringlichen“
medizinischen Behandlungen gesetzt worden sind.

Gewalt gegen Frauen
Zugleich verschärft sich die Lage der Frauen in Familien und
Beziehungen. Der Bevölkerungsfonds der UN (United Nations Population
Fund, bis 1987: United Nations Fund for Population Activities; UNFPA)
rechnet mit 31 Millionen zusätzlichen Fällen von häuslicher Gewalt
in 6 Monaten des Lockdowns. Wir haben es hier mit einem globalen,
keinesfalls mit einem regionalen Problem zu tun.

In Frankreich nahmen mit der Ausgangssperre 2020 die Fälle



häuslicher Gewalt um 30 Prozent zu. Die französische Regierung
kündigte zudem an, bis zu 20.000 Zimmern in Hotels für Betroffene
zu reservieren, in französischen Einkaufszentren wurden 20
Beratungsstellen eingerichtet.

Allein in den ersten beiden Aprilwochen 2020 gab es im Vergleich
zum Vorjahreszeitraum einen 47 %igen Anstieg der Anrufe bei der
spanischen Hotline für häusliche Gewalt. Die Zahl der Frauen, die
sich per E-Mail oder über soziale Medien an die von der Regierung
als wesentlich eingestuften Unterstützungsdienste wandten, soll um
bis zu 700 % gestiegen sein. Sichtbar wird das Ausmaß des
Problems, wenn man die bestehende Infrastruktur für von Gewalt
betroffene Frauen betrachtet.

So mangelt es in Deutschland seit Jahren an Plätzen in
Frauenhäusern. Bis heute stehen rund 6.800 Plätze zur Verfügung,
obwohl sich Deutschland schon 2017 verpflichtet hat, mindestens
21.400 zu schaffen. Kurzfristig hätte hier durch Nutzung
leerstehenden Wohnraums, wegen der Pandemie nicht belegter Hotels und
Ferienwohnungen etwas Abhilfe geschaffen werden können – doch
Fehlanzeige. Hinzu erschweren die soziale Isolierung und Quarantäne
die Lage der Frauen. Mit Tätern eingeschlossen, kannst du nicht
einfach verschwinden und dich um die Kinder kümmern, die ebenfalls
krasser Gewalt ausgesetzt sind.

Homeoffice und unbezahlte Hausarbeit
Grundsätzlich leisten Frauen nach wie vor weit mehr unbezahlte
Hausarbeit als Männer. Im Zuge von Corona wurden Schulen und
Kindergärten geschlossen, ist Pflegeunterstützung im Haus oft
weggefallen oder reduziert.

Hinzu kommt, dass Homeoffice und Kinderbetreuung nur schwer
vereinbar sind. Das zeigt sich in Deutschland daran, dass 40 %
der Personen mit Kindern unter 14 Jahren die Tätigkeit im Homeoffice
als äußerst oder stark belastend einschätzen gegenüber 28 Prozent



der Befragten ohne Kinder. 1,5 Millionen Alleinerziehende – davon
sind 90 % Frauen – sind noch mal stärker betroffen.

Ein Teufelskreis
Viele Frauen arbeiten im Caresektor und in sog. systemrelevanten
Berufen. Sie sind oft einem höheren Infektionsrisiko ausgesetzt,
gleichzeitig aber auch von Entlassungen am stärksten betroffen. Das
bindet sie ökonomisch stärker an die Familie, macht sie schutzloser
gegenüber häuslicher Gewalt. Zusätzlich steigt die reproduktive
Arbeit, die im Haushalt getätigt werden muss, was die
Doppelbelastung der Frauen erhöht. Sie werden also unter Bedingungen
einer kapitalistischen Krise, die durch die Pandemie verstärkt wird,
mehr in die klassische, reaktionäre Geschlechterrolle gedrängt.
Auch wenn jetzt die Kontaktverbote gelockert werden, wird es keine
Rückkehr zur ohnedies zweifelhaften „Normalität“ geben.
Vielmehr drohen im Zuge der Wirtschaftskrise mehr Entlassungen und
massive Sozialkürzungen.

Warum ist das so?
Um die aktuelle Situation zu verändern, ist es essentiell zu
verstehen, warum Corona sowie die Wirtschaftskrise
Frauenunterdrückung verstärken und woher diese überhaupt kommt.
Dazu gibt es zahlreiche theoretische Ansätze und diverse Lösungen
von verschieden feministischen Strömungen, auf die wir an dieser
Stelle nicht eingehen können. Stattdessen beschäftigen wir uns mit
der Position von Revolutionär_Innen.

Frauenunterdrückung existierte schon lange vor dem Kapitalismus
und nahm in allen Klassengesellschaften eine systematische Form an.
So war z. B. die bäuerliche Familie im Feudalismus Produktions-
und Reproduktionseinheit. Für den Kapitalismus ist freilich typisch,
dass sich die Funktion von Haushalt und Familie für die unterdrückte
Klasse gegenüber früheren Klassengesellschaften ändert. Im
Kapitalismus werden Produktion und Reproduktion getrennt und



natürlich hat die Familie/PartnerInnenschaft für die
ArbeiterInnenklasse und für die besitzenden Klassen auch eine
unterschiedliche Funktion. Für Erstere dient sie in erster Linie zur
Reproduktion der Ware Arbeitskraft, während sie für KapitalistInnen
essentiell für die Vererbung der Produktionsmittel ist.

Auch wenn dieses „Ideal“ der ArbeiterInnenfamilie global
betrachtet oft gar nicht der Realität entspricht, so übernimmt der
Kapitalismus eine schon vorher existierende geschlechtsspezifische
Arbeitsteilung, die dadurch, dass der Lohn des Mannes als
„Familienlohn“ gesetzt wird, während die Frau nur
„dazuverdient“, selbst befestigt und reproduziert wird. Die
bürgerliche Familie, die auch als Norm in der ArbeiterInnenklasse
ideologisch und repressiv durchgesetzt wird gegenüber anderen
Formen, reproduziert die geschlechtliche Arbeitsteilung und diese
verfestigt wiederum die Familie als scheinbar „natürliche“ Form
des Zusammenlebens.

Warum sind Frauen stärker betroffen?
Diese Form der geschlechtlichen Arbeitsteilung bedeutet auch, dass
Frauen oft von Krisen besonders stark betroffen sind. Gerade in
solchen Perioden wird die Reproduktionsarbeit im Kapitalismus
systematisch ins Private gedrängt. Kosten für v. a.
öffentliche Kindererziehung, Kranken- und Altenpflege erscheinen als
unnütze, unproduktive Arbeit, da sie oft keinen Mehrwert für ein
Kapital schaffen. Das heißt nicht, dass es nicht nützliche Arbeiten
sind. Aber da sie sich nicht im gleichen Maßstab wie andere, z. B.
industrielle, verwerten lassen, erscheint z. B. Carearbeit im
öffentlichen Krankenhaus oder die Arbeit der Erzieherin in einer
Kita nur als Kostenfaktor, der gefälligst reduziert oder ganz
eingespart werden soll.

Daher verbleibt auch die individuelle Kindererziehung, Pflege von
Alten in der Familie – und es erziehen und pflegen dabei in erste
Linie Frauen. Dabei kann diese Operation durchaus widersprüchlich



sein, weil eigentlich auch das gesellschaftliche Gesamtkapital unter
bestimmten Bedingungen mehr weibliche Arbeitskraft und damit auch
eine teilweise Vergesellschaftung der Hausarbeit (z. B. durch
mehr Kindergärten, bessere Kantinen …) braucht.

In Krisenzeiten müssen aber Kosten gespart werden durch Absenkung
der Löhne, Verlängerung der Arbeitszeit, Kurzarbeit, Entlassungen,
aber auch und vor allem durch Kürzungen im sozialen Bereich
insgesamt. Frauen fungieren so als „flexible“ Aufstockerinnen,
besonders leicht verschiebbarer Teil der industriellen Reservearmee,
die zuerst ins Private gedrängt werden und sich eher um Familie
kümmern, aber bei besserer Konjunktur auch wieder leicht und
schlechter bezahlt einsetzbar sind.

Wir sehen hier also auch, woher der Gender Pay Gap
(geschlechtsspezifischer Lohn- und Gehaltsunterschied) kommt. Der
Lohn des Mannes wird historisch als Familienlohn gesetzt (der auch
die Kosten zur Reproduktion der Familie einschließt). Die Arbeit der
Frau erscheint dabei nur als „Zuschuss“, als „Aufstocken“.
Das Ganze bildet einen Elendskreislauf, der sich in einem gewissen
Maß selbst reproduziert: Basierend auf der geschlechtlichen
Arbeitsteilung geht der Mann arbeiten, weil er mehr verdient – und
weil der Mann mehr verdient, bleibt die Frau zu Hause. Somit
reproduziert sich die geschlechtliche Arbeitsteilung gleich mit.

Kämpfe der ArbeiterInnen- und der Frauenbewegung haben zwar
wichtige Verbesserungen errungen, aber eine wirkliche Gleichheit
konnte nie erreicht werden, weil die unterschiedlichen Löhne in der
geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung und im privaten Charakter der
Hausarbeit wurzeln. Gerade in Krisen stehen wir immer wieder vor der
Gefahr eines Rollbacks.

Forderungen
Auch wenn sich die Lebens- und Arbeitsbedingungen der Frauen in
den verschiedenen Ländern und Regionen sehr unterschiedlich



darstellen, so gibt es doch einige gemeinsame Forderungspunkte, die
für eine internationale Bewegung von großer Bedeutung sind:

Gesundheitsschutz für alle!
Kostenloser Zugang für alle, insbesondere auch Frauen aus dem
„globalen Süden“, zu Gesundheitsversorgung sowie zu
Corona-Impfstoffen und -Tests. Die Produktion und Verteilung der
Impfstoffe muss der Kontrolle der privaten Konzerne entzogen werden.
Nein zum Impfstoff-Nationalismus der imperialistischen Staaten, für
die Aufhebung der Patente und einen internationalen Plan zu raschen
Produktion und Verteilung. Streichung der Schulden der Länder der
„Dritten Welt“ und Finanzierung der Gesundheitsversorgung und der
Schutzmaßnahmen für die Bevölkerung (inklusive der Versorgung bei
Quarantänemaßnahmen) durch einen internationalen Plan, finanziert
von den reichen Ländern und durch die Besteuerung von Vermögen und
Kapital!

Gleiche Arbeit, gleicher Lohn!
Dies beinhaltet auch Forderungen wie jene nach einem Mindestlohn
oder nach Abschaffung aller Formen informeller, prekärer Arbeit
durch tarifliche Löhne und Gehälter, verknüpft mit der nach
Kontrolle dieser Maßnahmen durch Komitees der ArbeiterInnenklasse,
insbesondere der Lohnarbeiterinnen. Keine Entlassungen und volle
Bezahlung aller Beschäftigen während der Lockdowns bei Schließung
aller nicht-essentiellen Wirtschaftsbereiche, um eine
Zero-Covid-Strategie durchzusetzen. Anhebung der Renten,
Arbeitslosenunterstützung zumindest auf Höhe des Mindestlohns.
Kontrolle der Gewerkschaften und von Ausschüssen der ArbeiterInnen
über diese Maßnahmen.

Selbstbestimmung über den eigenen Körper!
Diese muss das Recht auf Empfängnisverhütung, die kostenlose,
sichere und frei zugängliche Abtreibung beinhalten. Sie inkludiert
auch den Schutz vor häuslicher Gewalt, Scheidungsrecht, rechtliche



Gleichheit, den massiven Ausbau von Schutzräumen wie Frauenhäusern
sowie den Aufbau von Selbstverteidigungskomitees gegen Gewalt und
Übergriffe, die von der ArbeiterInnenbewegung unterstützt werden.

Kampf gegen Entlassungen, Einbezug ins
Berufsleben!
Der Kampf gegen Entlassungen muss sich auch gegen die von Frauen
richten. Alle rechtlichen Benachteiligungen, alle Formen von Sexismus
und Diskriminierung im Berufsleben müssen offensiv bekämpft werden.
Der Kampf gegen Entlassungen muss mit dem für eine massive
Verkürzung der Arbeitszeit verbunden werden, so dass die Arbeit
unter alle, Männer wie Frauen, aufgeteilt werden kann.

Nein zu Sozialabbau und Privatisierung –
Vergesellschaftung der Hausarbeit!
Statt weiterer Kürzungen müssen wir für den Ausbau von Schulen,
Bildungseinrichtungen, öffentlichen Krankenhäusern,
Kultureinrichtungen usw. unter Kontrolle der ArbeiterInnenklasse
eintreten. Dies ist absolut notwendig, um dem weiteren Rollback und
der Zunahme privater Hausarbeit entgegenzutreten. Letztlich besteht
die Aufgabe darin, die gesamte Hausarbeit zu vergesellschaften, so
dass lebenswichtige Aufgaben wie Kindererziehung und Sorge um Alte
und Kranke nicht mehr individuelle Last von Frauen bleiben, sondern
kollektiv angepackt werden.

Gegen Sexismus und Chauvinismus!
Beim Aufbau einer internationalen Bewegung gegen Pandemie und
Krise müssen Frauen und ihre Forderungen eine Schlüsselrolle
einnehmen. Doch ihre Unterdrückung in der Gesellschaft findet nur
allzu oft ihre Fortsetzung in der reformistischen und
bürokratisierten ArbeiterInnenbewegung. Daher ist es notwendig, dass
sie sich gegen alle Formen des Sexismus und Chauvinismus in unserer
Klasse auch organisiert zur Wehr setzen können und wie alle anderen
sozial Unterdrückten in Parteien oder Gewerkschaften das Recht auf



eigene Treffen (Caususes) haben. Mit den Frauen*streiks der letzten
Jahre hat sich eine globale Kraft zu formieren begonnen, die das
Potential besitzt, zu einer internationalen proletarischen
Frauenbewegung zu werden. Diese stellt für den gemeinsamen Kampf von
Männern und Frauen der ArbeiterInnenklasse kein Hindernis, sondern
vielmehr eine Voraussetzung zu einem wirklichen, gemeinsamen Kampf
gegen Frauenunterdrückung und Kapitalismus dar.

Russland: Der Fall Nawalny und
das Regime Putin
Robert Teller, Infomail 1140, 22. Februar 2021

z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/02/22/russland-der-fall-nawalny-und-das-
regime-putin/

Am 20. Februar schloss der bislang letzte Akt der juristischen Farce um
Alexei Nawalny, der Galionsfigur der russischen Opposition. Das Moskauer
Babuschkinskij-Gericht wies die Berufung gegen seine Verurteilung zu rund
3,5 Jahren Lagerhaft ab. Im selben Gerichtssaal wurde auch die Strafe von
umgerechnet  9.500  Euro  wegen  Diffamierung  eines  Kriegsveteranen
bestätigt.

Zu 3,5 Jahren Haft war Nawalny schon Anfang Februar verurteilt worden.
Das  Berufsgericht  bestätigte  dies,  auch  wenn  die  Strafdauer  um einige
Wochen reduziert wurde.

Überraschend  kamen  weder  die  Festnahme  Nawalnys  am  Moskauer
Flughafen  am 17.  Januar,  die  von  der  russischen  Regierung  im  Voraus
angekündigt war, noch das Urteil, das offensichtlich darauf ausgerichtet ist,
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die  Galionsfigur  der  bürgerlichen,  prowestlichen  Opposition  gegen  Putin
zumindest bis zur nächsten Präsidentschaftswahl aus dem Verkehr zu ziehen
– sei es durch Anschläge, sein Exil  oder eben jederzeit durch willfährige
Richter_Innen verlängerte Haft.

Die Begründung der Justiz wirft  ein bezeichnendes Licht auf das System
Putin. Nawalny hätte, so das Urteil, gegen Bewährungsauflagen verstoßen,
die  sich  aus  früheren  Strafverfahren  ergeben  hätten.  Als  er  knapp  der
Vergiftung  –  mutmaßlich  durch  Agent_Innen  des  russischen  Staates  –
entgangen war, wurde er in Berlin behandelt. Einige Zeit war er komatös.
Während  dieser  Zeit,  so  das  Gericht,  hätte  er  sich  nicht  an  die
Bewährungsauflagen  gehalten,  zu  denen  u.  a.  eine  zweiwöchentliche
Meldung  bei  den  russischen  Behörden  gehört.

Das  Skandalurteil  stellt  alles  andere  als  einen  Einzelfall  dar.  Russische
Oppositionelle  –  ganz  zu  schweigen  von  Angehörigen  unterdrückter
Nationalitäten oder von regimekritischen Linken – sind seit Jahren solchen
Formen staatlicher Unterdrückung ausgesetzt, die selbst nur einen Teil des
Herrschaftssystems Putins darstellen.

Tatsächlich trifft die politische Repression Linke im Allgemeinen härter als
bürgerliche Rival_Innen. Vor einem Jahr wurde im sog. „Network Case“ eine
Gruppe antifaschistischer Aktivist_Innen in der Stadt Penza zu langjährigen
Haftstrafen  verurteilt.  Die  Urteile  stützten  sich  auf  erzwungene
Geständnisse. Ende Dezember wurde Sergei Udalzow, ein führendes Mitglied
der  Parteienkoalition  „Linksfront“,  der  bereits  eine  viereinhalbjährige
Haftstrafe wegen seiner Beteiligung an den Protesten 2012 abgesessen hat,
verhaftet und wegen einer nicht genehmigten Protestaktion zu 10 Tagen Haft
verurteilt.

Massenproteste
Der  entscheidende  Unterschied  zu  den  unzähligen  Fällen  politischer
Repression,  inklusive  Skandalurteilen,  langjähriger  Haft  wegen  der
Ausübung demokratischer Rechte, liegt aber in Folgendem: Über lange Jahre
erzielten diese  eine abschreckende Wirkung,  weil  sich das  System Putin



neben Repression und einer Monopolisierung der Medien auf eine gewisse
soziale Stabilität im Inneren stützen konnte.

Diesmal ist es anders. Die Verhaftung und die Verurteilung Nawalnys lösten
eine Welle von Massenprotesten im ganzen Land aus. Diese wurden zu den
größten  der  vergangenen  Jahre,  mit  etwa  15.000  Teilnehmer_Innen  in
Moskau  und  über  100.000  in  80  oder  mehr  Städten  landesweit.  Die
Bedeutung der nicht genehmigten Demonstrationen lässt sich auch an der
Anzahl  verhafteter  Demonstrant_Innen  ablesen.  Laut  OVD-Info,  einer
russischen  Menschenrechtsorganisation,  wurden  allein  Mitte  Januar
mindestens  4.000  Teilnehmer_Innen  festgenommen.  Gegen  viele  wurden
Strafverfahren  eingeleitet  oder  in  Schnellverfahren  Geldstrafen  oder
Administrativhaft  verhängt.  Auf  weiteren Demonstrationen am 31.  Januar
wurden  erneut  mindestens  5.600  Teilnehmer_Innen  festgenommen.
Menschen wurden nicht erst wegen der Teilnahme an Protesten verhaftet,
sondern auch wegen des Teilens von nicht genehmigten Protestaufrufen auf
Social Media. Auf Videoaufnahmen ist zu sehen, dass die Polizei ohne Anlass
brutal gegen Demonstrant_Innen vorgeht. Auch einige linke Organisationen
unterstützten die Proteste kritisch,  also ohne dabei  Nawalnys politischen
Zielen Anerkennung zukommen zu lassen. Nach den Verhaftungen vom 23.
und 31. Januar ruft Nawalnys Bewegung nun dazu auf, weitere Proteste zu
unterlassen  und  sich  stattdessen  für  die  Duma-Wahlen  im  September
bereitzuhalten.

Wie  immer  die  weitere  Mobilisierung  verlaufen  wird,  so  signalisiert  die
Bewegung  doch  eine  bedeutende  Veränderung  der  politischen  Lage  in
Russland, die weit über die Frage der Freilassung von Nawalny hinausgeht.
Angesichts  der  ökonomischen  und  politischen  Probleme  des  russischen
Imperialismus kann das Regime Putins selbst ins Wanken geraten. Nawalny
und die bürgerlichen, prowestlichen Kräfte hoffen, aus dieser Lage Kapital
schlagen zu können.  Es  ist  kein  Zufall,  dass  sie,  anders  als  in  früheren
Jahren, die Kritik an Putin vor allem auf Korruptionsvorwürfe lenken, auf die
Bereicherung  durch  ihn  und  seine  Unterstützer_Innen.  Eine  eigens  von
Nawalny  gegründete  Antikorruptions-Stiftung  veröffentlichte  u.  a.  ein
bekannt gewordenes Video über einen teuren Palast am Schwarzen Meer,



der Putin zugeschrieben wird und dessen persönliche Bereicherung belegen
soll. Mit diesen Enthüllungen versucht er zugleich, sozial heterogene Putin-
Gegner_Innen,  die  von  unzufriedenen  Lohnabhängigen  und  Armen  über
städtische  Mittelschichten  und  Aufsteiger_Innen  bis  zu  unzufriedenen
Kapitalist_Innen reichen, anzusprechen, die meinen, im System Putin zu kurz
gekommen zu sein.

Nawalny und die rechtsliberale Opposition
Das darf aber nicht über seine politische Ausrichtung hinwegtäuschen. Die
Korruptionsvorwürfe sind für Nawalny Mittel zum Zweck und haben darüber
hinaus den Vorteil, dass er seine eigentlichen politischen, programmatischen
Ziele in den Hintergrund treten lassen kann.

Nawalny ist ein Rechtsliberaler, der Russland vor Putin retten will. Er fand in
der  Vergangenheit  an  liberalen  wie  auch  rechtsnationalistischen
Gruppierungen  und  Organisationen  Gefallen  und  hat  –  durchaus  in
Übereinstimmung mit Putins Ansichten – „russische Interessen“ gegenüber
den  demokratischen  Ambitionen  nichtrussischer  Völker  und  Nationen
verteidigt.  Von seinen extrem rassistischen Sprüchen – so bezeichnete er
2007 die Menschen aus dem Kaukasus als „Kakerlaken“ – hat er sich zwar
nicht distanziert, doch der Rassismusvorwurf scheint nun entweder mit der
Zeit verblasst oder durch Märtyrertum getilgt zu sein. Seine rassistischen
Ausfälle u. a. gegen Tschetschen_Innen zeigen, dass er der demokratische
Weltverbesserer, als den ihn westliche Fans gerne sehen, nicht ist und nicht
sein will. Nawalny präsentiert sich als ein Verbesserer der russischen Nation.
Beschönigend bezeichnete er sich als „nationalistischen Demokraten“. Als
solcher muss er mit Putin um die Gunst der Nation wetteifern und will nicht
zurückfallen, wenn es gilt, die „Gefühle“ des Volkes zu bedienen.

Aktuell reduziert Nawalny alles Schlechte in Russland auf eine behauptete
Korruptheit der Eliten. Damit knüpft er erstens an die Wahrnehmung vieler
Menschen  an,  ihnen  werde  „alles  geraubt“.  Das  stimmt  zwar,  aber  die
Korruption  in  Russland  ist  dabei  eher  ein  Nebenaspekt  gegenüber  der  
formell  legalen  Privatisierung  von  ehemaligem  Volkseigentum  nach  der
Restauration des Kapitalismus, die unter Putin fortgesetzt wurde. Politisch ist



der  bloße  Korruptionsvorwurf  im  Übrigen  vor  allem  demagogisch,  weil
Nawalny  als  bürgerlicher  Populist  natürlich  nicht  die  politökonomischen
Ursachen kritisiert,  die sie hervorbringen, sondern letztlich selbst an die
Futtertröge rankommen will.

Zweitens kritisiert Nawalny damit die Eigenschaft des russischen Systems,
die Teilhabe sowohl des Volkes als auch von Teilen der herrschenden Klasse
an der Gestaltung der politischer Macht zu beschneiden.  Dies entspricht
nicht seiner Vorstellung einer anständigen kapitalistischen Großmacht, die
auf Augenhöhe mit anderen, v. a. westlichen, Großmächten agieren will und
über entsprechende politische Strukturen verfügen sollte,  in welchen vor
allem auch die verschiedenen Teile der Bourgeoisie selbst demokratisch um
die  politische  Vorherrschaft  konkurrieren  können.  Der  Zustand  des
russischen  Staates  passt  in  seinen  Augen  nicht  recht  zu  einem
imperialistischen Land, das zu neuem nationalen Selbstbewusstsein gelangt
ist.

Und drittens macht ihn dieser Populismus auch für seine deutschen und
westeuropäischen  Unterstützer_Innen  interessant,  die  die  vorliegenden
imperialistischen Konflikte mit Russland lieber als Auseinandersetzungen um
„Demokratie und Rechtsstaat“ statt um Märkte und imperiale Einflusszonen
verstanden haben wollen. Es handelt sich um solche, die insbesondere dort,
wo  unmittelbar  deutsche  Geschäftsinteressen  in  Frage  stehen,  auch
weiterhin „vernünftig“ mit Russland zusammenarbeiten und gleichzeitig ein
legitimes, gesittetes, freiheitlich-demokratisches politisches und militärisches
Drohpotential schaffen und vergrößern wollen. Um Russlands Illegitimität
Putin direkt in die Schuhe schieben zu können, ist es hilfreich, ein Gesicht
der  Legitimität  vorzuführen,  einen Anti-Putin.  Nawalny reduziert  die  Ära
Putin  auf  Korruption  und  Despotismus.  Das  reicht,  um  von  den
Vertreter_Innen des imperialistischen Deutschlands geadelt zu werden.

Nawalnys Politik drückt primär die Interessenlage nicht allzu großer Teile
der Bourgeoisie und des städtischen Kleinbürger_Innentums aus,  die von
einer stärkeren Öffnung zum Westen mehr zu gewinnen als  zu verlieren
haben. Er findet, wie die Reichweite der Proteste zeigt, aber auch Anklang in
der  städtischen  Jugend,  unter  Arbeiter_Innen  und  Mittelschichten,  die



entweder  Illusionen  in  seine  Version  eines  modernen,  aufgeklärten
Populismus hegen oder sich trotz Fehlens solcher Illusionen auf gemeinsame
Ziele wie die Beseitigung politischer Verfolgung beziehen.

Nawalny konnte lange mit seinem Populismus einen eher beschränkten Kreis
an  Wähler_Innen  und  Unterstützer_Innen  mobilisieren  und  diese  Basis
reichte  bei  weitem  nicht  aus,  eine  ernsthafte  Bedrohung  für  Putin
darzustellen. Dies könnte sich jedoch ändern. Bei Wahlen propagiert er die
Taktik  des  sog.  „Smart  Voting“.  Diese  besteht  darin,  stets  die
aussichtsreichsten  Putin  feindlichen  Kandidat_Innen  zu  unterstützen,
unabhängig  von  ihrer  Parteizugehörigkeit  oder  ihrem  Programm.  Bisher
konnten Putins Leute oft tatsächlich deutliche Stimmenmehrheiten erzielen,
was  nicht  in  erster  Linie  manipulierten  Wahlen  zugeschrieben  werden
konnte, sondern auch mit der Zersplitterung und teilweisen Integration der
Opposition  ins  Herrschaftssystem  zu  tun  hatte.  Mit  seiner  Wahltaktik
versucht Nawalny gewissermaßen automatisch, alle Anti-Putin-Stimmen für
sich zu beanspruchen. Zu den von ihm unterstützten Kandidat_Innen gehören
gegebenenfalls  auch  Angehörige  der  „systemtreuen  Opposition“  wie  der
KPRF  (Kommunistische  Partei  der  Russischen  Föderation)  oder  der
ultrarechten  LDPR  (Liberaldemokratische  Partei  Russlands).

Seine begrenzte Massenbasis  und die nicht  vorhandene Legitimation aus
dem Staatsapparat  heraus  stellt  bisher  aber  auch  die  Grenze  der  Figur
Nawalny dar – und damit der möglichen Einflussnahme westlicher Mächte.
Nawalny  biederte  sich  diesen  dadurch  an,  dass  er  abgesehen  von  dem
Wunsch nach einer Öffnung zum Westen wesentliche außenpolitische Fragen
– wie die der militärischen Interventionen, der Nahostpolitik usw. – offenließ
oder mit unverbindlichen Phrasen beantwortete. Umgekehrt verteidigte er
auch russische Interessen wie z. B. auf der Krim oder in der Ostukraine.

Auch  wenn  Nawalnys  populistische  Methode  zu  gewissen  Wahlerfolgen
führen  und  der  Legitimität  von  Putins  System  Kratzer  zufügen  sollte,
beinhaltet  sie  kein  politisches  Konzept  für  ein  „Russland  ohne  Putin“.
Nawalny mag für manche als authentische und mitreißende Oppositionsfigur
erscheinen,  weil  er  seit  Jahren  einen  Gegenpol  zu  Putin  bildet,  sein
persönliches Schicksal dabei hintenanstellt und sich nicht auf die begrenzten



Möglichkeiten der „systemtreuen“ Parteien beschränkt. Letztlich ordnet er
aber nicht nur sich selbst, sondern auch die Bewegung auf der Straße seiner
Wahltaktik unter.

Nawalnys politisches Programm ist, soweit es überhaupt explizit formuliert
wurde, reaktionär. Aber natürlich ist das längst nicht alles, was es über seine
Verhaftung  und  die  Protestbewegung  zu  sagen  gibt.  Die  Verfolgung
Nawalnys ist ein bewusster Akt eines bürgerlich-bonapartistischen Regimes,
dessen politische Legitimität Risse bekommen hat. Dies spielt sich ab auf
dem Boden einer Klassengesellschaft, einer imperialistischen Macht, die in
einer  wirtschaftlichen  Krise  steckt  und  ihre  Interessen  gegenüber
imperialistischen  Rival_Innen  zu  behaupten  hat.

Ursprung des Konflikts mit Putin
Die Restauration des Kapitalismus in der ehemaligen UdSSR hat aus den
ehemals vergesellschafteten Industrien, vor allem im Energiesektor, privates
Kapital entstehen lassen. Doch die neu entstandene bürgerliche Klasse, die
Oligarchie, hatte als solche keine kontinuierliche Geschichte. Sie vermochte
nicht,  ein  gemeinsames  gesamtkapitalistisches  Interesse  zu  verfolgen,
vielmehr  drohte  ihre  mehr  oder  minder  ungezügelte  Aneignung  und
Plünderung des Volksvermögens, die Wirtschaft zu ruinieren. Die Zukunft
Russlands als kapitalistische Großmacht war in den 1990er Jahren ernsthaft
in Frage gestellt. Das zeigte sich damals, als Kaugummi und McDonald’s das
Land eroberten, es aber unter Jelzin zu zerfallen drohte. Nicht nur an der
Peripherie, wo Völker und Nationen neue oder alte Ansprüche auf politische
Eigenständigkeit stellten, war der Staat im Zerfall, sondern auch im Innern,
wo  Oligarch_Innen  regionale  Regierungen  aus  dem  föderalen  System
herauskauften und dadurch zeigten, wie wenig „nationales Gesamtinteresse“
sie  zu  verfolgen  beabsichtigten.  Der  desolate  Zustand  des  politischen
Überbaus spiegelte den inneren Zustand der Bourgeoisie wider, einer Klasse,
die kein Bewusstsein dafür besaß, welche Herausforderung es bedeutet, sich
in der globalen Konkurrenz zu behaupten.

Putin  hat  in  den  vergangenen  20  Jahren  ein  bonapartistisches  Regime
geschaffen,  das  sich  durch  starke  zentralistische  Machtstrukturen,  ein



Übergewicht  des  Sicherheitsapparates  und  mit  diesem  historisch
verbundener Teile der Bourgeoisie auszeichnet. Putin setzte der drohenden
Balkanisierung und Herabstufung Russlands zur Halbkolonie im Zuge der
neoliberalen Schocktherapie  der  1990er Jahre ein  Ende und schuf  einen
politischen Überbau, mit dem Russland wieder als kapitalistische Großmacht
auf  der  Weltbühne stehen kann.  Dieses System funktioniert  so,  dass  ein
„nationales  Gesamtinteresse“  nicht  notwendigerweise  durch  die,  sondern
gegebenenfalls  und  häufig  gegen  oder  über  die  Köpfe  der  Bourgeoisie
hinweg  zur  Geltung  kommen  muss.  Die  Anerkennung  Putins  als
Repräsentanten  des  „ideellen  Gesamtkapitals“  durch  die  verschiedenen
Fraktionen der Bourgeoisie ist nicht ein Resultat, sondern eine Vorbedingung
für die politische Repräsentation ihrer Interessen. Oligarch_Innen, die sich
dem  widersetzten,  erhielten  entsprechende  Lektionen,  wie  etwa
Chodorkowski 2004. Natürlich ist das nicht eine Abweichung von irgendeiner
„Idealform“  bürgerlicher  Demokratie,  sondern  ihre  spezielle  Form  unter
einer  bestimmten historisch  bedingten Klassenkonstellation.  Der  Konflikt,
den Nawalny mit Putins Staatsapparat austrägt, ist letztlich ein Resultat der
Art und Weise, wie das gesellschaftliche Eigentum der UdSSR privatisiert
worden war. Putins „Partei von Räuber_Innen und Halunk_Innen“ entspricht
einer Bourgeoisie mit genau diesen Eigenschaften.

Klassenkampf  und  imperialistische
Konfliktlage
Der  russische  Imperialismus  steht  vor  großen  Herausforderungen.
Abgesehen  von  der  Rüstungsindustrie  verfügt  er  nicht  über  starke
Exportindustrien, mit denen er die Dominanz über andere Länder sichern
kann. Die Extraprofite aus dem Export fossiler Energieträger ermöglichen
zwar die Finanzierung des staatlichen Renten- und Gesundheitssystems, das
gerade aufgrund der Prekarisierung weiter Teile der Bevölkerung bislang ein
wichtiges integratives Element des bonapartistischen Systems darstellt. Die
gefallenen Energiepreise gefährden aber das staatliche Distributionssystem
und zwangen die  Regierung 2018 zu  einem historischen Angriff  auf  die
Renten. 2020 brachen die Einnahmen aus dem Gasexport um 39 % und der
Gesamtexport  um 24 % ein.  Der  Öl-  und Gasexport  ist  zudem natürlich



Gegenstand  imperia l ist ischer  Rival i tät .  Die  europäischen
Hauptabnehmer_Innen  sind  angesichts  des  globalen  Überangebots  an
Energieträgern zu einem verstärkten Import aus Russland nur zu für sie
vorteilhaften Bedingungen bereit, d. h. bei ihrer Beteiligung an dem dabei
erzielten Extraprofit.  Die genannten Aspekte beschreiben eine krisenhafte
Entwicklung Russlands,  die zu politischen Brüchen im Staatsapparat und
Opposition innerhalb der herrschenden Klasse führen kann, und damit zu
einer Zuspitzung der Verhältnisse. Sie wird zu sozialen Angriffen auf die
Massen führen, die Widerstand notwendig machen.

Die  schwier ige  ökonomische  Lage  geht  zugle ich  mit  e iner
menschenverachtenden  Pandemie-Politik  und  dem weitgehenden  Verzicht
auf  Einschränkungen der  Wirtschaft  einher  –  mit  fatalen  Folgen für  die
Gesundheit  der  Massen.  Insgesamt  hat  das  Land  über  80.000  Tote  zu
beklagen.

Politische Schlussfolgerungen
Diese  aktuelle  wirtschaftliche  Krise  unterhöhlt  die  soziale  Basis  des
politischen  Herrschaftssystems  Putins.  Das  betrifft  die  Masse  der
Lohnabhängigen,  die  Mittelschichten,  aber  auch  die  Superreichen  und
Kapitalist_Innen.  Im  System  Putin  überließen  sie  weitgehend  der
Staatsbürokratie mit einem bonapartistischen Führer die politische Macht.
Im  Gegenzug  sicherte  dieser  massive  Profite  des  Großkapitals  und  die
Stabilität der Geschäfte.

Dieser  grundlegende  gesellschaftliche  Krisenprozess  bildet  auch  die
Grundlage dafür, dass sich hinter Nawalny tatsächlich eine Massenbewegung
formierten könnte,  die Putin in Frage stellt.  Das Regime ist  sich dessen
offenbar bewusst  und sperrt  daher den Oppositionsführer weg.  Doch die
Repression gegen Nawalny stellt dabei nur die Spitze des Eisbergs dar. Weit
über zehntausend Menschen wurden in den letzten Monaten festgenommen,
brutal angriffen und warten auf Verfahren.

Auch wenn Nawalny selbst ein bürgerlich-nationalistischer Reaktionär ist,
dem Linke keinerlei politische Unterstützung zukommen lassen dürfen und



dem gegenüber sich jegliche Illusionen in seine „demokratischen“ Absichten
verbieten, so geht es bei seiner fadenscheinigen Aburteilung nicht primär um
dessen Person oder Charakter.

Vielmehr  geht  es  darum,  dass  das  russische  bürgerlich-bonapartistische
Regime ein Exempel statuieren will, um jedes Aufbegehren, jede Opposition
einzuschüchtern,  um  diese  im  Keim  zu  ersticken.  Daher  auch  tausende
weitere Festnahmen.

Die  Arbeiter_Innenklasse  und Revolutionär_Innen können und dürfen der
staatlichen  Repression  nicht  gleichgültig  gegenüberstehen,  weil  die
Durchsetzung dieser Urteile und willkürlichen Festnahmen die Staatsgewalt
stärkt  und  sich  nicht  nur  gegen  Nawalny,  sondern  auch  gegen  jeden
zukünftigen linken Widerstand, gegen jede Arbeiter_Innenaktion richtet.

Revolutionär_Innen müssen daher für Nawalnys Freilassung und die aller
Festgenommen eintreten sowie die Einstellung aller Verfahren gegen diese
fordern.  Sofern  Demonstrationen  zu  seiner  Freilassung  einen
Massencharakter  annehmen,  sollten  Linke  auch  an  diesen  Protesten
teilnehmen  und  dort  mit  ihren  eigenen  Losungen  und  Bannern  auftreten.

Außerdem  wäre  es  falsch,  eine  politische  Zuspitzung  innerhalb  des
bürgerlichen  Lagers  links  liegenzulassen.  Die  Auseinandersetzung
unterstreicht, dass Putins Bonapartismus entgegen seinem äußeren Anschein
zur Zeit ein politisch geschwächtes und instabiles Regime darstellt, das von
Klassenkämpfen  erschüttert  werden  kann.  Die  politische  Schwäche  der
Arbeiter_Innenbewegung und die bonapartistische Herrschaftsform sind zwei
Faktoren, die dazu beitragen, dass ein bürgerlicher Populist und Nationalist
zur Ikone werden konnte, wie es auch in den Massenprotesten 2011/2012 der
Fall war. Die Lösung der „demokratischen Frage“ liegt aber nicht in den
Händen der  liberalen  Bourgeoisie,  sondern der  Arbeiter_Innenklasse.  Sie
braucht ihr eigenes Programm, das weder auf ein reformiertes Putin-Regime
setzt, wie es die KPRF und die mit ihr verbundenen Gewerkschaften tun,
noch  auf  ein  besseres  Russland  unter  einem  Anti-Putin  hofft.  Die
klassenkämpferische  und  radikale  Linke  muss  vielmehr  versuchen,  die
Lohnabhängigen aus dem Lager der Opposition politisch herauszubrechen,



indem sie  den  Kampf  für  demokratische  Rechte  mit  der  sozialen  Frage
verbindet,  mit  dem  Aufbau  kampfstarker,  vom  Regime  unabhängiger
Gewerkschaften  und  sozialer  Bewegungen  sowie  einer  von  Putin  und
Nawalny  unabhängigen  revolutionären  Arbeiter_Innenpartei.

#ZeroCovid – Stop the Curve!
Internationale Resolution von Revolution

Seitdem
die Pandemie ausgebrochen ist und eine allgemeine Krise sich
abzeichnet, sind die linken Massenorganisationen und auch große
Teile der radikalen Linken in einen Winterschlaf gefallen, aus dem
auch der Lärm von alles andere als schläfrigen Schwurbler_innen sie
nicht aufwecken konnte. Jetzt kommt eine Initiative von links, die es
wagt der Gesundheit zuliebe einen Finger an die Profite zu rühren
und innerhalb weniger Tage 80,000 Unterschriften zustande bringt.
Kein Wunder, dass das deutsche
Kapital am Rad dreht, wie stets im Duett mit Gewerkschaftsführungen
und bürgerlicher Presse. Aber auch innerhalb von Teilen der
radikalen Linken hat die Kampagne keinen guten Ruf, ihr Ziel sei
unrealistisch und dann wolle sie zu dessen Umsetzung auch noch einen
Polizeistaat installieren! Ist die Kampagne also überhaupt links?
Sind das vielleicht alles Faschisten? Und wenn nicht, wie sollten
sich junge Revolutionär_innen zu ihr verhalten? Was hat sie
überhaupt für die Jugend zu bedeuten, wie steht sie zu den Schulen?
Und wie könnte sie vielleicht sogar zum Sieg führen? Den
drängendsten Fragen wollen wir uns hier kurz annehmen.

Nochmal kurz Corona-Recap:

Also

https://onesolutionrevolution.de/zerocovid-stop-the-curve/


Corona, das war ja diese Krankheit, die einen irgendwie umbringt,
wenn man z.B. Vorerkrankungen hat oder alt ist und dazu keinen
ausreichenden Zugang zu gesundheitlicher Versorgung bekommt. Weil die
Sterblichkeitsrate so in die Höhe geht, wenn das Gesundheitssystem
überlastet ist, ist die Pandemie nicht nur für uns Jugendliche und
die Arbeiter_innenklasse so eine Katastrophe, auch die Bourgeoisie
und die Regierungen haben ein Problem, wenn größere Teile der
Bevölkerung wegsterben. Der Ansatz von stumpfer „Herdenimmunität“,
der von Arschlöchern wie Trump oder Bolsonaro noch verfolgt wurde
und in beiden Ländern zu katastrophalen Zuständen geführt hat, ist
also im Allgemeinen für niemanden eine richtige Option. Die Politik,
die wir in Europa seit langem erleben, folgt daher dem Konzept
„flatten the curve“, d.h. durch halbherzige Maßnahmen wird das
Virus zwar nicht komplett eingedämmt, aber die Ausbreitung wird auf
ein lineares Wachstum verlangsamt, indem man die Reproduktionszahl
auf 1 oder knapp unter 1 bringt und damit auch knapp unter der
Kapazitätsgrenze des Gesundheitssystems verbleibt, man will sich
also irgendwie durchmauscheln bis durch Impfung und Genesene die
Bevölkerung hinreichend immunisiert ist. Der Twist fürs Kapital
dabei ist, dass die Maßnahmen, die dabei getroffen werden,
hauptsächlich auf die persönlichen Freiheiten und Rechte der
Menschen abzielen (private Kontaktbeschränkungen, Schließung von
Kultur- und sozialen Einrichtungen, …), jedoch die Produktion und
damit die Profite der großen Konzerne und Industrien weitgehend
unangetastet bleiben. Darin liegt aber auch ein Problem, weil die
kapitalistischen Regierungen in diesem ständigen Ringen über den
Grad der Maßnahmen niemals vollständige Kontrolle über das Virus
erlangen, wir sehen es aktuell sehr deutlich in der Debatte um die
Wiederöffnung der Schulen, eine Schwierigkeit die durch Faktoren wie
hoch infektiöse Virusmutationen natürlich weiter verschlimmert
wird. Und hier kommt nun ZeroCovid ins Spiel, eine Kampagne, die
ursprünglich zurückgeht auf eine Proposition einer Gruppe von
Wissenschaftler_innen aus „The Lancet“ (das ist so ein
kanonisches Medizinjournal aus Großbritannien).



Was
will ZeroCovid?

Die
hauptsächliche Message von ZC ist, dass die Infektionszahl, auf
nahezu 0 (zero) heruntergebracht werden muss, um die Pandemie in den
Griff zu bekommen, also eher ein „stop the curve“-Ansatz. ZC sagt
nun, wie auch viele andere vernünftige Menschen, die nicht gerade
einen Regierungsposten belegen, dass ein „Feierabendlockdown“,
bei dem die meisten acht Stunden ihres Tages zubringen wie eh und je,
dafür niemals ausreichen kann, und dass aus diesem Grunde auch für
einen kurzen Zeitraum die nicht-essentiellen Teile der Wirtschaft
geschlossen werden müssen.

Der
Lockdown soll darüberhinaus ein „solidarischer Lockdown“ sein,
in dem Sinne, dass ein Rettungspaket gefordert wird, nicht für
Banken und Konzerne, sondern für „die Menschen, die von den
Auswirkungen des Shutdowns besonders hart betroffen sind […] wie
Menschen mit niedrigen Einkommen, in beengten Wohnverhältnissen, in
einem gewalttätigen Umfeld, Obdachlose“. Ebenso soll massiv in den
Gesundheits- und Pflegebereich investiert werden und es wird
gefordert, dass die Impfstoffe „ein globales Gemeingut“ und der
„privaten Profiterzielung entzogen“ werden sollen.

Wichtig
ist, dass ZC, wenn auch nirgends das Wort „Kontrolle“ auftaucht,
dazusagt, „dass die Beschäftigten die Maßnahmen in den Betrieben
selber gestalten und gemeinsam durchsetzen” müssen und auch die
Gewerkschaften aufgefordert werden, “die erforderliche große und
gemeinsame Pause zu organisieren”. Wichtig ist das deshalb, weil es
die Frage aufwirft, wer das Subjekt der Veränderung sein soll,
vielmehr noch diese Frage gleich mit einem Klassenstandpunkt auf
Seiten der Arbeiter_innenklasse beantwortet. Dies schlägt sich auch
in einer letzten Forderung noch einmal nieder, in der sie die
Finanzierung aller Maßnahmen durch das Kapital fordern, in Form



einer “europaweiten Covid-Solidaritätsabgabe auf hohe Vermögen,
Unternehmensgewinne, Finanztransaktionen und die höchsten
Einkommen.”

Was
ist von all dem zu halten?

Wie
schon angedeutet, ist der grundlegende Ansatz goldrichtig und es ist
sehr zu begrüßen, dass die Intiative auf so eine Popularität
stößt. Insbesondere der Bezug auf die Arbeiter_innenklasse stellt
einen qualitativen Unterschied dar zu anderen Petitionen und
moralischen Appellen. Mit all dem gesagt, müssen wir dennoch
bemerken, dass in dem Aufruf einiges schwammig bleibt, so wird nicht
klar unter welchen Umständen eine Kontrolle der Arbeiter_innen und
Jugend über die Maßnahmen gelingen kann, stattdessen wird eher der
Eindruck vermittelt, der Staat müsse nur mal daran erinnert werden,
dass es uns auch noch gibt und dann könne man ihm die Umsetzung
dieser Politik auch irgendwie überlassen. Das ist allerdings ein
Trugschluss, kann doch der Staat in einer Klassengesellschaft, in der
die ökonomische Macht, das Eigentum, bei einer einzelnen Klasse
liegt, unmöglich neutral über den Klassen stehen. Es gibt
darüberhinaus noch viele weitere Punkte, in denen wir uns natürlich
wünschen würden, dass der Aufruf klarer und weitreichender wäre,
wir wollen hier nur exemplarisch nennen, dass zwar der Schritt von
einer europaweiten Planung schon gut ist, allerdings die Kurve nur
global wirklich gestoppt werden kann, wir also international für
diese Maßnahmen kämpfen müssen, wie auch klar gesagt werden muss,
dass der Kampf gegen die Pandemie keine Abschottung Europas gegenüber
Flüchtenden bedeuten darf, die Grenzen müssen für Geflüchtete
vielmehr geöffnet werden, so coronakonform wie möglich
(Massentests, dezentrale Möglichkeiten zur Quarantäne, …).

Also
Pustekuchen?



Nee!
Gerade jetzt, wo die Gewerkschafts- und Parteiführungen unsere
Klasse so im Stich lassen, und die größeren Mobilisierung eher von
rechts kommen, ist unsere Aufgabe eine Antikrisenbewegung von links
aufzubauen. Und da dürfen wir bei einem so vielversprechenden
Ansatz, der auch noch in so entscheidenden Fragen in genau die
richtige Richtung geht, nicht meckernd am Rande stehen. Wir müssen
uns vielmehr in ZC dafür engagieren, dass all die angesprochenen
Punkte umgesetzt werden, die so notwendig sind für den Erfolg der
Kampagne. Es ist ein richtiger Schritt, dass neben dem reinen
Unterschriftensammeln im Netz in den letzten Wochen auch zaghaft
kleine Aktionen auf der Straße oder vor den Betrieben gestartet
wurden und in vielen Städten Ortsgruppen zur Koordinierung der
Proteste gegründet wurden. Revolutionär_innen sollten diesen
Tendenzen weiterführen und so die Klasse als Subjekt der Veränderung
mehr in den Vordergrund rücken, da nur aus einer wirklichen Bewegung
auch Kontrollorgane zur Umsetzung der Ziele hervorgehen können.
Lasst uns im Einklang mit dem Infektionsschutz Demos, Streiks und
Besetzungen organisieren! Wir fordern auch andere linke
Jugendorganisationen (solid, Young Struggle, SDAJ, Jugendantifas und
andere, ja ihr seid gemeint) auf, um ZC aktiv zu werden. Nur von
außen kritisieren reicht jetzt nicht, macht mit und tragt eure
Kritik aktiv mit rein! Die Zeiten sind vorbei, in denen wir es uns
leisten können jede unser eigenes Süppchen zu kochen! Und nebenbei,
das Argument Forderungen an den Staat seien ein NoGo können wir
nicht gelten lassen, bei FFF hat das auch niemanden gejuckt, wir
haben aber trotzdem noch einen ausführlicheren Artikel zu der Frage:
onesolutionrevolution.de/duerfen-linke-forderungen-an-den-staat-stellen-
zerocovid/

Was
heißt ZeroCovid für Jugendliche?

Naja
Corona ist ja auch doof für uns, nicht nur für Oma und Opa, das



wird z.B. deutlich, wenn wir uns anschauen was das Krisenmanagement
in der Schule für eine Katastrophe ist, nicht nur für diejenigen,
die gerade Abi schreiben. Es macht daher auch für uns Sinn, für ein
bisschen Kontrolle über unsere Lebensrealitäten zu kämpfen. Wir
sollten daher in der Schul-AG bei ZC intervenieren, um dafür zu
sorgen, dass a) unsere Interessen in der Kampagne Gehöhr finden, wir
b) dadurch auch andere Jugendliche aufmerksam machen können und
c) Druck auf Kräfte wie die GEW aufzubauen auch zu Aktionen
aufzurufen.
Inhaltlich
sollten wir dabei Forderungen aufwerfen wie: Schulöffnungen nur
unter unseren Bedingungen: Mehr Räume, mehr Personal, kleinere
Klassen, Freistellung ohne Diskussion, Prüfungen und Noten nur zur
Verbesserung. Ausführlicher
findet ihr das auf unserer Homepage.

Gehen wir es also an,
der Kampf für eine bessere Welt und gegen die Corona-Leugner_innen
kann nur Erfolg haben, wenn wir auch greifbar Alternativen aufzeigen
können!

Militärputsch in Myanmar – vom
Widerstand zur Revolution
Liga für die Fünfte Internationale, 9.2.2021, Infomail 1138, 11. Februar 2021

z u e r s t  v e r ö f f e n t l i c h t  u n t e r :
https://arbeiterinnenmacht.de/2021/02/11/militaerputsch-in-myanmar-vom-wi
derstand-zur-revolution/

https://onesolutionrevolution.de/militaerputsch-in-myanmar-vom-widerstand-zur-revolution/
https://onesolutionrevolution.de/militaerputsch-in-myanmar-vom-widerstand-zur-revolution/


Seit  einigen  Tagen  füllen  Hunderttausende  von  Demonstrant_Innen  die
Straßen  der  größten  Stadt  Myanmars,  Rangun,  der  zweitgrössten  Stadt,
Mandalay,  der  Hauptstadt  Naypyidaw  und  vieler  anderer  Städte  und
Ortschaften. Sie skandieren „Military dictator, fail, fail; Democracy, win, win“
(„Militärdiktator,  scheitern,  scheitern;  Demokratie,  siegen,  siegen“)  und
fordern  ein  Ende  des  Putsches,  der  von  der  Junta  unter  dem
Oberbefehlshaber der Armee, Min Aung Hlaing, durchgeführt wurde. In der
Stadt Bago setzte die Polizei Wasserwerfer ein, schaffte es aber nicht, die
Menschenmenge zu zerstreuen. In der Hauptstadt, wo sich das militärische
Oberkommando befindet, wurden Gummigeschosse abgefeuert.

Das Militär, bekannt als Tatmadaw, startete den Coup vom 1. Februar, weil
es zutiefst beunruhigt war über das Ausmaß des Sieges der Nationalen Liga
für  Demokrat ie  (National  League  for  Democracy;  NLD)  der
Nobelpreisträgerin Aung San Suu Kyi in den Novemberwahlen, die 396 von
476  Sitzen  im  Parlament  gewann.  Ihre  eigene  Marionette,  die  Union
Solidarity  and  Development  Party  (Partei  für  Einheit,  Solidarität  und
Entwicklung), erlitt eine vernichtende Demütigung und erhielt nur 33 Sitze.
Infolgedessen stehen Staatsrätin Suu Kyi und der Präsident der NLD, Win
Myint, unter Hausarrest.

Das Militär behauptet, ohne jeglichen Beweis, dass die Wahlergebnisse vom
November gefälscht waren. In Wirklichkeit hatte es Angst, dass eine weitere
NLD-Regierung mit einer so großen Mehrheit im Parlament versucht sein
könnte, die Verfassung von 2008 zu ändern. Diese verlieh den Streitkräften
enorme Privilegien, einschließlich 25 Prozent der Sitze im Parlament, und die
Kontrolle  über  wichtige  Sicherheitsministerien.  Sie  schützt  auch  die
Kontrolle  der  Militärelite  über  große  Teile  der  Wirtschaft  des  Landes.

Bewegung
Student_Innen,  Beamt_Innen,  Ärzt_Innen,  Lehrer_Innen  und
Fabrikarbeiter:Innen, viele aus Firmen, die mit dem Militär verbunden sind,
haben  Streiks  und  Arbeitsniederlegungen  begonnen.  Um  die
Demonstrationen zu unterbinden, blockierten die Militärs sofort Facebook,
Twitter  und  Instagram,  und  dann  wurde  die  Verbindung  zum gesamten



Internet auf nur 16 Prozent der normalen Rate gedrosselt. Dennoch ist es
ihnen  nicht  gelungen,  die  Demonstrationen  zu  unterdrücken,  die  am
Wochenende  des  6.  und  7.  Februar  massenhafte  Ausmaße  annahmen.

Am dritten Tag der Mobilisierung wurden weit verbreitete Rufe nach einem
Generalstreik laut. Trotz der Schließung der Social-Media-Kanäle haben die
Mobilisierungen  ihre  eigenen  Mittel  zur  Verbreitung  der  Aktionsaufrufe
hervorgebracht.  Von  einem  Ende  des  Landes  zum  anderen  wird  immer
deutlicher,  dass  sich  eine  Revolution  entwickelt,  die  nur  mit  brutalstem
Vorgehen niedergeschlagen werden könnte.

Die Generäle haben in der Vergangenheit bewiesen, dass sie durchaus bereit
sind, zu massiver Gewalt zu greifen. Tausende wurden getötet, als sie 1988
den Volksmacht-Aufstand niederschlugen, und erneut 2007, als die Armee die
„Safran-Revolution“  zermalmte,  die  so  genannt  wurde,  weil  so  viele
buddhistische  Mönche  an  den  Demonstrationen  beteiligt  waren.  Seitdem
haben jedoch zehn Jahre einer „demokratischen Öffnung“ und die Nutzung
sozialer Medien den Mut und das Selbstvertrauen einer großen Zahl junger
Menschen gestärkt.

Bis jetzt scheint die Junta zu zögern, vielleicht aus Angst, die Moral ihrer
Truppen  zu  testen,  sollten  sie  aufgefordert  werden,  auf  eine  so  extrem
populäre Bewegung zu schießen. Stattdessen haben sie Pro-Armee-Gruppen
mobilisiert, um gegen die DemonstrantInnen aufzumarschieren. Es ist klar,
dass diese Krise nicht unendlich weitergehen kann. Zwei Hauptakteur_Innen,
die Arbeiter_Innenklasse und die einfachen Soldat_Innen werden bestimmen,
wie sie sich weiterentwickelt. Wird ein umfassender Generalstreik das Land
lahmlegen? Kann man sich auf die Soldat_Innen verlassen, dass sie das Feuer
auf ihre Landsleute eröffnen?

Führung
Das Problem, mit dem die Bewegung konfrontiert ist, ist das gleiche wie bei
früheren Revolten, nämlich das Fehlen einer Führung, die organisch in den
Massen verwurzelt ist. Von der NLD, deren rote Banner und Hemden überall
zu sehen sind, wird nicht berichtet, dass sie die organisierende Kraft ist. Sie



konzentriert sich ganz auf den Kult um ihre Führerin, Aung Sang Suu Kyi, die
zuvor 15 Jahre in Haft verbracht hatte und ein unvergleichliches Prestige
besitzt. Ihr Vater (Bogyoke) Aung Sang (1915–1947) war der Gründer der
damaligen burmesischen Streitkräfte und trägt den Titel „Vater der Nation“.

Im Ausland  wurde  ihr  Ruf  jedoch  durch  die  schändliche  Art  und  Weise
befleckt,  wie  sie  2017  die  ethnische  Säuberung  und  den  versuchten
Völkermord  am Volk  der  Rohingya  deckte,  als  740.000  zur  Flucht  nach
Bangladesch  gezwungen  wurden,  wo  sie  in  Lagern  unter  entsetzlichen
Bedingungen  leben.  Trotz  ihres  Versagens,  d ie  Rechte  der
Minderheitsnationalitäten  Myanmars,  etwa  32  %  der  Bevölkerung,  zu
unterstützen, was ein Ergebnis ihres burmesischen (Bamar-)Nationalismus
ist, ist sie immer noch enorm beliebt bei der Masse. Sollten die Dinge für die
Generäle  schlecht  laufen,  könnten  sie  sogar  auf  einen  Deal  mit  ihr
zurückgreifen, um eine revolutionäre Bewegung zu befrieden. In Anbetracht
ihres bisherigen Verhaltens könnte sie dies durchaus akzeptieren.

Um das Fortschreiten des Putsches aufzuhalten, sind drei Dinge notwendig:
die  Fortsetzung  der  Massendemonstrationen,  die  Einleitung  eines
umfassenden  unbefristeten  Generalstreiks,  der  das  Land  zum  Stillstand
bringen wird, und dabei das Brechen der einfachen Soldaten der Streitkräfte
und  der  unteren  Ränge  der  Polizei  von  ihren  Befehlshabern  und  ihre
Gewinnung für die Bewegung.

Im Zuge eines solchen Generalstreiks sollten in allen Betrieben und
Bildungsstätten Aktionsräte als Führung der Revolution gewählt werden.
Aus diesen Mobilisierungen heraus sollten Verteidigungsgruppen von
ArbeiterInnen, Jugendlichen, SoldatInnen, Bauern und Bäuerinnen gebildet
werden. Wenn die SoldatInnen zur Revolution übergehen, müssen auch sie
ihre eigenen Räte organisieren und die OffizierInnen und KommandantInnen
durch gewählte, den Massen ergebene ersetzen.

Allein die Tatsache, dass die Generäle trotz eines Jahrzehnts „demokratischer
Öffnung“ und der Präsenz der NLD in der Regierung seit 2015 immer noch
an  der  wirklichen  Macht,  sowohl  wirtschaftlich  als  auch  militärisch,
festhielten, zeigt einfach, dass ihre Diktatur hinter einer Fassade der zivilen



Herrschaft versteckt war.

Die Lehre aus den Revolutionen des Arabischen Frühlings von 2011 ist, dass
ohne eine politische Partei  der  Arbeiter_Innenklasse  und der  Jugend die
Revolution  entweder  zerschlagen  wird  oder  die  Massen  durch  eine
Umgruppierung  der  Generäle  und  der  Politiker_Innen  an  der  Spitze
getäuscht  werden.  Eine  konterrevolutionäre  Führung  von  oben  wird  ein
Vakuum füllen,  das  durch  das  Fehlen  einer  revolutionären  Führung von
unten entsteht.  So ist  heute,  in  Ägypten,  Abd al-Fattah as-Sisi  trotz  der
Mobilisierungen auf dem Tahrir-Platz ein noch brutalerer Diktator als Hosni
Mubarak, der durch diese Demonstrationen gestürzt wurde.

Permanente Revolution
Nur eine durchgreifende demokratische politische Revolution, angeführt von
der  Arbeiter_Innenklasse  und  der  Jugend,  die  sich  zu  einer  sozialen
Revolution weiterentwickelt, kann diese Situation grundlegend verändern. Es
muss eine Revolution sein, die die Macht der Kaste der Generäle vollständig
auflöst und die Repressionsmaschinerie des Staates endgültig zerschlägt. Sie
muss auch ihre ökonomische Macht beenden, ihre unrechtmäßigen Gewinne
beschlagnahmen,  die Arbeiter_Innenkontrolle  in  den Fabriken und Büros,
den Schulen,  Krankenhäusern und anderen Arbeitsstätten etablieren.  Auf
dem  Lande  müssen  die  Bauern  und  Bäuerinnen  ihre  eigenen  Räte
organisieren. Eine solche Revolution sollte die Militärregierung vertreiben
und eine Regierung der Arbeiter_Innen und Bauern sowie Bäuerinnen an die
Macht bringen.

Angesichts der demokratischen Hoffnungen und Bestrebungen des Volkes
nach  so  vielen  Jahrzehnten  der  Diktatur  wird  es  sehr  wahrscheinlich
notwendig  sein,  die  Forderung  nach  Wahlen  zu  einer  völlig  souveränen
verfassunggebenden  Versammlung  zu  erheben  und  nicht  einfach  eine
weitere NLD-Regierung zu installieren, die bereit  ist,  einen Deal mit der
Tatmadaw  einzugehen.  Diese  Wahlen  sollten  unter  der  Kontrolle  von
Komitees  und  Räten  der  Arbeiter_Innen,  der  Jugend,  von  Bauern  und
Bäuerinnen  durchgeführt  und  von  deren  Verteidigungsorganisationen
bewacht  werden.  Die  Versammlung  sollte  nicht  nur  die  Rechte  der



burmesischen  Mehrheitsethnie  berücksichtigen,  sondern  auch  das  auf
Selbstbestimmung aller nationalen Minderheiten des Landes, einschließlich
der Rückkehr der Rohingya-Flüchtlinge.

Nicht zuletzt muss im Verlauf der Revolution eine revolutionäre Partei der
Arbeiter_Innenklasse gebildet werden, die alle Versuche Suu Kyis und der
NLD, erneut Kompromisse mit dem Militär einzugehen und das Land für
ausländisches  Kapital,  ob  aus  dem  Westen  oder  aus  China,  zu  öffnen,
herausfordern kann.

Schließlich  sollten  die  Kommunist_Innen  dafür  kämpfen,  dass  eine
konstituierende  Versammlung  alle  ausländischen  und  einheimischen
Großkapitalist_Innen enteignet und das gesellschaftliche Eigentum an den
Produktionsmitteln einführt. Obwohl die Revolution in Myanmar also als eine
Revolution für Demokratie beginnt, muss sie sich, um diese vollständig zu
erreichen,  zu  einer  Revolution  für  Arbeiter_Innenmacht  und  Sozialismus
entwickeln.

Unterstützung und Solidarität – von wem?
Zwei imperialistische „Lager“ verfolgen die Krise in Myanmar: zum
einen die USA und ihre westlichen Verbündeten, zum anderen China und in
geringerem Maße Russland. Die NLD, seit 2015 an der Regierung, hat
versucht, Myanmar für den Westen zu öffnen. Trump zeigte wenig
Interesse, aber der neue US-Präsident forderte die Generäle schnell auf,
die Demokratie wiederherzustellen.

Sein nationaler Sicherheitsberater, Jake Sullivan, hat gesagt, das Weiße Haus
prüfe „spezifische gezielte Sanktionen sowohl gegen Einzelpersonen als auch
gegen vom Militär  kontrollierte  Einrichtungen,  die  es  bereichern“.  Diese
„gezielten Sanktionen“,  wie sie gegen Russland oder Venezuela gerichtet
sind, werden der Sache der arbeitenden Menschen und der Jugend dieser
Länder nicht ein Jota helfen.

Sie werden ebenso wenig ändern wie Erklärungen des UN-Sicherheitsrates,
der  lediglich  „tiefe  Besorgnis“  über  die  willkürliche  Inhaftierung  von



Mitgliedern  der  Regierung  Myanmars  zum  Ausdruck  brachte  und  ihre
sofortige Freilassung forderte. Natürlich war dieser Entwurf einer Erklärung
verwässert worden, um ein Veto Russlands und Chinas zu verhindern. China
bleibt  jedoch  vorsichtig,  um  zu  sehen,  wer  sich  durchsetzen  wird.  Der
Sprecher des chinesischen Außenministeriums, Wang Wenbin, erklärte, dass
Peking  immer  noch  versuche,  die  Situation  in  Myanmar  zu  verstehen“,
während  er  gleichzeitig  betonte,  dass  China  „Myanmars  freundlicher
Nachbar“ sei und die Regierung hoffe, dass „alle Parteien in Myanmar ihre
Streitigkeiten  beilegen  und  die  soziale  und  politische  Stabilität
aufrechterhalten  können,  indem  sie  die  Verfassung  und  die  Gesetze
anwenden“. Chinas Außenminister, Wang Yi, hatte das Land Mitte Januar
besucht und sowohl Aung Sang Suu Kyi als auch Min Aung Hlaing getroffen.

China hat große strategische und wirtschaftliche Interessen in Myanmar. Es
ist  ein  wichtiges  Glied  im  berühmten  „one  belt,  one  road“-Projekt,  das
chinesischen  Händler_Innen  direkten  Zugang  zum  Indischen  Ozean
verschafft.  Aber  wie  in  anderen  Ländern  auch  gab  es  in  letzter  Zeit
Re ibere ien  zwischen  dem  Mi l i tär  und  Ch ina  wegen  e ines
Wasserkraftprojektes  und  den  Praktiken  chinesischer  Firmen  bei  großen
Infrastrukturplänen. Wenn der Westen ernsthafte Maßnahmen ergreift, um
Myanmar zu isolieren, wird er das Land mit Sicherheit in das Lager Pekings
treiben, und das könnte seine Hand draufhalten.

Eines  ist  sicher,  keine  dieser  Gruppen  rivalisierender  imperialistischer
Mächte ist wirklich an den demokratischen Rechten oder der Souveränität
Myanmars  und  seiner  Völker  interessiert,  geschweige  denn  an  der
Unterstützung  der  Kämpfe  der  Arbeiter_Innen  und  der  Jugend  Myanmars.

In den letzten Jahren ist das Land zum Ziel für immer mehr ausländisches
Kapital  geworden.  Chinesische  Bekleidungshersteller_Innen  gehören  zu
denjenigen, die sich im Land niedergelassen haben. Mittlerweile gibt es 350
große Fabriken, die 240.000 Arbeiter_Innen beschäftigen, von denen über 90
Prozent Frauen sind. Die meisten ausländischen Direktinvestitionen kommen
jedoch  immer  noch  aus  der  südostasiatischen  Region  und  hatten  im
Steuerjahr 2020 einen Wert von 5,5 Mrd. US-Dollar (4 Mrd. Britische Pfund).
Singapur war der  größte ausländische Investor  mit  einem Anteil  von 34



Prozent  an den gesamten genehmigten Investitionen.  Hongkong war  der
zweitgrößte, mit 26 Prozent. Auf Immobilien und die verarbeitende Industrie
entfielen jeweils etwa 20 Prozent.

Dennoch geht ein Großteil der Produktion der Fabriken des Landes nach
Europa.  Deutschland,  Spanien  und  Großbritannien  führen  die  Liste  der
Importeur_Innen  von  Produkten  der  Bekleidungs-  und  Schuhindustrie
Myanmars  an.  Die  großen  Textilketten  wie  H&M  könnten  ein  Ziel  für
Streikposten  und  Proteste  in  Solidarität  mit  den  Arbeiter_Innen  und
Jugendlichen  des  Landes  werden.

Die westlichen imperialistischen Demokratien werden wie bisher nichts tun,
um den Massen in Myanmar zu helfen, während vor allem China weiterhin
die  Generäle  unterstützen  wird.  Es  ist  die  Arbeiter_Innenklasse  auf  der
ganzen  Welt,  die  ihre  Solidarität  mit  einem  Generalstreik  und  dem
Widerstand ausdrücken sollte,  falls  das Militär  zum Blutvergießen greift.
SozialistInnen und KommunistInnen sollten ihre volle Unterstützung für den
Widerstand  gegen  die  Militärherrschaft  in  Myanmar  erklären  und  einen
ArbeiterInnenboykott als Zeichen unserer Solidarität verhängen.

Nieder mit der Militärjunta!
Solidarität mit dem Widerstand!
Vorwärts  zu  einer  demokratischen  und  sozialen  Revolution  in
Myanmar!

Dürfen  Linke  Forderungen  an
den Staat stellen? (#ZeroCovid)
Guter Artikel unseres Genossen Wilhelm Schulz, zuerst veröffentlicht in Neue
Internationale 253, Februar 2021

https://onesolutionrevolution.de/duerfen-linke-forderungen-an-den-staat-stellen-zerocovid/
https://onesolutionrevolution.de/duerfen-linke-forderungen-an-den-staat-stellen-zerocovid/


#ZeroCovid  stellt  den  ersten  linken  Vorstoß  mit  potenziellem
Massencharakter  der,  der  sich  gegen  die  staatlichen  Maßnahmen  zur
Einschränkung  der  Pandemie  stellt  und  die  Auseinandersetzung  in  die
Betriebe tragen möchte. Es stellt eine zentrale Aufgabe auch der subjektiv
revolutionären Linken dar, die Initiative und ihren Erfolg nach Kräften zu
stärken und sie politisch zu prägen. Daher unterstützen wir sie kritisch und
fordern alle linken und proletarischen Kräfte auf, es uns nachzutun.

Während an die 100.000 den Aufruf unterschrieben haben, bleibt die
Reaktion unter sozialistischen Linken bislang recht verhalten. Die SAV
unterstützt die Kampagne nicht, weil sie es nicht für mehrheitsfähig in
der Klasse hält, einen Shutdown auch auf die Wirtschaft auszuweiten. Der
Funke (IMT) verweigert sich, weil der Aufruf die Methoden des
Klassenkampfes nicht anwende, sondern  den Staat als Subjekt der
Veränderung sieht und damit Illusionen in eben jenen schüre.

In verschiedenen Stellungnahmen aus linken Organisationen, Parteien
und Plattformen können wir in den letzten Tagen eine relative Paralyse
gegenüber  der  Forderung  nach  einschränkenden  Maßnahmen  zur
Bekämpfung
der Pandemie beobachten. Forderungen an den Staat erscheinen manchen
prinzipiell, also unabhängig von ihrem Inhalt, als Teufelszeug.

Staat und Reformen
Bevor  wir  auf  die  Frage  näher  eingehen,  wollen  wir  kurz  fünf
Forderungsblöcke  von  #Zero-Covid  darlegen:

„1. Wir schränken unsere Kontakte auf ein Minimum ein – auch am
Arbeitsplatz. Wir müssen alle nicht gesellschaftlich notwendigen
Bereiche der Wirtschaft für eine Zeit stilllegen.

2. Niemand darf zurückbleiben: Menschen können nur zu Hause bleiben,
wenn sie finanziell abgesichert sind. Deshalb ist ein umfassendes
Rettungspaket für alle nötig.

3. Der Markt hat nichts geregelt. Der Gesundheits- und Pflegebereich

https://zero-covid.org/


muss sofort ausgebaut werden. Das heißt auch: Löhne rauf und weg mit dem
schädlichen Profitprinzip im Gesundheitswesen.

4. Eine globale Pandemie lässt sich nur global besiegen: Impfstoffe
dürfen nicht den Profiten von Unternehmen dienen, sondern müssen allen
Menschen überall zur Verfügung stehen.

5. Die nötigen Maßnahmen kosten Geld. Deshalb brauchen wir
europaweite Covid-Solidaritätsabgaben auf hohe Vermögen,
Unternehmensgewinne, Finanztransaktionen.“

Diese fünf Forderungen könnten natürlich noch deutlicher und
konkreter gefasst werden. Das ist hier aber nicht das Wesentliche. Alle
zielen auf den Gesundheitsschutz, die soziale Verbesserung der Lage der
Lohnabhängigen, von Selbstständigen, unabhängig von Alter, Nationalität,
Geschlecht sowie auf die Finanzierung dieser Maßnahmen durch
Umverteilung von oben nach unten.

Forderungen im Kapitalismus
Solange wir den Kapitalismus noch nicht gestürzt haben, richten sich
solche Forderungen nach sozialen und politischen Verbesserungen oder
Reformen immer notwendigerweise an den Staat. Das trifft z. B. auch auf
die Forderungen nach einer gesetzlichen Arbeitszeitverkürzung, nach
einem Mindestlohn, nach Enteignungen großer Konzerne, nach dem Ausbau
demokratischer Rechte zu.

Würden die VertreterInnen einer solchen Kritik ihre eigenen Argumente
ernst nehmen, so müssten sie jede Bewegung, jeden Kampf für politische
und soziale Reformen kategorisch ablehnen und, ähnlich wie die
„antiautoritären“ und anarchistischen KritikerInnen von Marx und Engels
in der Ersten Internationale, den Weg des politischen Abstentionismus
beschreiten, also der Enthaltung vom und Ablehnung des politischen
Klassenkampf/es für Verbesserungen im bestehenden System.

Die Geschichte lehrt hingegen, dass der Kampf um solche Reformen als
Mittel genutzt werden muss, um die ArbeiterInnenklasse zu organisieren



und in Bewegung zu bringen. Schließlich hat der bürgerliche Staat als
Sachwalter des Kapitals nichts zu verschenken. Und jede/r weiß, dass die
Ziele von #ZeroCovid nur durch massive Mobilisierungen erzwungen werden
können, um diese gegen den Widerstand von Kapital, bürgerlichen
Parteien und Regierung zu erzwingen.

Nur wenn die Forderungen mit weiterführenden Kampfmaßnahmen wie
Demonstrationen, Streiks und Besetzungen verbunden werden, kann die
Klasse Zugeständnisse erzwingen und im Zuge ihrer dafür notwendigen
Selbstorganisation die Umsetzung kontrollieren. Im Nachfolgenden wollen
wir also die Frage, ob und inwiefern wir Forderungen an den Staat
stellen sollten, weiter beleuchten.

Was ist der bürgerliche Staat?
Der bürgerliche Nationalstaat ist in erster Linie ein Instrument zur
Aufrechterhaltung der herrschenden Ordnung und Eigentumsverhältnisse –
er ist ein kapitalistischer Klassenstaat. Er fungiert als ideeller
Gesamtkapitalist, d. h. er muss die allgemeinen Produktionsbedingungen
aufrechterhalten und auch als Sachwalter des Gesamtinteresses der
herrschenden Klasse dienen. Dieses darf jedoch nicht als Addition der
Interessen der konkurrierenden Einzelkapitale verstanden werden.
Vielmehr muss er auch die Konkurrenzbedingungen unabhängig von diesen
garantieren, was auch zu einzelnen Konflikten führt. Dieser Gegensatz
zeigt sich aktuell auch durch die Schließung von Restaurants und
Freizeiteinrichtungen, während die für die Mehrwertproduktion
„essentiellen“ Konzerne um jeden Preis offen gehalten werden.

Zweitens verkörpert der Staat im Kapitalismus das gesellschaftlich
Allgemeine, wenn auch das „falsche Allgemeine“, weil seine proklamierte
„Neutralität“ und formale Gleichheit der BürgerInnen nur den Überbau
bilden können, auf dessen ökonomischer Grundlage sich die Klassen
reproduzieren. Damit die Sicherung dieser gesellschaftlich grundlegenden
Verhältnisses gelingt, muss die bürokratische Staatsmaschinerie
(Parlamente, Repressionsapparat, Verwaltung, Justiz, …) strukturell an
die herrschende Klasse gebunden sein.



Daher kann der Staat nicht einfach übernommen, transformiert oder
demokratisiert werden. So sind die Staatsbediensteten materiell und
ideologisch an ebendiesen Staat gebunden. Auch ist der Großteil des
Staates eben nicht demokratisch wählbar, was im Besonderen für die
exekutiven Organe (Polizei, Militär, Geheimdienste) gilt.

Zugleich aber bildet der Kampf um politische und soziale Reformen
einen Ort des Klassenkampfes in der bürgerlichen Gesellschaft. Unsere
Politik muss daher notwendig zwei Aspekte berücksichtigen. Erstens geht
es darum, die Klasse durch Forderungen wie jene nach einem Shutdown der
Wirtschaft zusammenzuschließen und zu einer politischen Bewegung zu
formieren, die nicht nur an einzelne UnternehmerInnen Forderungen nach
Durchsetzung gesundheitlicher Unversehrtheit richtet, sondern diese als
allgemeine politische erhebt. Als Zweites zielen diese Forderungen
darauf ab, Illusionen in den Klassenstaat zu brechen, um dabei eine
Perspektive zu weisen, die von den bestehenden Problemen aus die
Notwendigkeit der Selbstorganisation und schlussendlich den Bruch mit
dem Privateigentum aufzeigt.

Kann  man  also  Forderungen  an  den  Staat
stellen?
Die zentrale Zielsetzung unserer Forderungen besteht nicht in
Erreichung kleiner Teilerfolge, sondern sie muss darauf abzielen, einen
unversöhnlichen Klassenstandpunkt aufzuzeigen und zu popularisieren
(vergl. Luxemburg: Sozialreform oder Revolution). Damit sind wir an
einem Punkt angelangt, an dem der Vorstoß von #ZeroCovid eine gewisse
Doppeldeutigkeit annimmt, konkret an der Frage, wie die aufgestellten
Forderungen umgesetzt werden können. Der Adressat der Online-Petition
sind die „Deutsche Bundesregierung, Schweizer Bundesregierung,
Österreichische Bundesregierung, Europäische EntscheidungsträgerInnen“
(siehe Petitionstext), während im Aufruf die Gewerkschaften aufgefordert
werden, den Shutdown im Betrieb zu organisieren. Was von manchen somit
als Appell an den Staat bezeichnet wird, ist unter Bedingungen einer
klassenkämpferischen Bewegung in den Gewerkschaften und Betrieben ein



Erzwingen zur Umsetzung der Maßnahmen gegenüber dem Staat.

Besonders interessant wird die verkürzte Darstellung von Forderungen
an den Staat als rein appellierende Haltung, wenn wir uns andere soziale
Bewegungen anschauen, allen voran Fridays for Future – eine Bewegung,
die die meisten der ach so konsequenten linken Gruppen vermutlich
(kritisch) unterstützen werden. Die Hauptforderung von FFF ist die
Umsetzung des Pariser Klimaabkommens, womit sie sich direkt auf den
Staat bezieht, sogar ganz ohne Bezugnahme auf Gewerkschaften. Hier
wiederum kämpfen viele der SozialistInnen in und um FFF für ein
Klassenprogramm. Eine kurze Frage an die SAV an der Stelle: Ist die
Umsetzung der Forderungen der Umweltbewegung denn in der
ArbeiterInnenklasse aktuell mehrheitsfähig? Eventuell ist die Sorge auch
eher, dass dies in der Linkspartei schwer mehrheitsfähig ist bzw. einen
politischen Kampf mit sich brächte.

Um die Notwendigkeit, Forderungen an den Staat zu stellen, zu
verstehen, müssen wir uns kurz mit den drei Dimensionen des
Klassenkampfes befassen, dem ökonomischen, politischen und ideologischen
Klassenkampf (vgl. Lenin: Was tun?). Verkürzt gesagt, umrahmen sie
idealtypisch folgendes Feld: Der ökonomische Klassenkampf bezieht sich
auf die Verbesserungen des Verhältnisses bezahlter zu ausgebeuteter
Lohnarbeit, der ideologische hingegen ist der Kampf um die Köpfe, besser
um die Entwicklung von der Klasse an sich zur Klasse für sich, und im
politischen Klassenkampf – um den es im Kern an dieser Stelle geht –
richtet sich die ArbeiterInnenbewegung schlussendlich gegen das
politische wie soziale System des Kapitalismus als Ganzes. Ziel ist es,
die Herrschaft der Bourgeoisie zu stürzen, somit auch ihren Staat zu
schwächen, gar zu entmachten.

Charakter des „Autoritarismus“
Weiter oben haben wir verdeutlicht, dass die Forderung an den Staat
mit der Mobilisierung der Klasse verbunden werden muss. Aus dem oben
Gezeigten lässt sich auch leicht die Antwort auf eine Frage finden, die
viele Linke anscheinend umtreibt: Führen Forderungen an den Staat denn



automatisch zum Autoritarismus? Im Allgemeinen lässt sich sagen: Nein!
Es hängt vielmehr jeweils davon ab, wessen Klasseninteressen, welche
Anliegen sie zum Ausdruck bringen, nicht ob sie „autoritär“ sind oder
nicht.

Bestünde ein solcher Automatismus hingegen, müsste jede Forderung
nach sozialer Absicherung den Staat ein Quäntchen autoritärer machen,
beispielsweise die Erhöhung des Mindestlohns. Auch bei #ZeroCovid geht
es nicht um irgendwelche Forderungen an den Staat, sondern um die
Forderung nach einem Shutdown des Gesamtkapitals.

Es ist kein Zufall, dass die Regierung bereit ist, einzelne, für die
Mehrwertproduktion weniger wichtige Branchen zu schließen. Im Falle der
Großindustrie setzt der reale Staat jedoch seine Macht ein, um solche
Maßnahmen zu verhindern. Er sichert die Profite der Konzerne auf Kosten
unserer Gesundheit. Die konkreten Maßnahmen, die #ZeroCovid vorschlägt,
werden daher nur durch eine Bewegung erzwungen werden können. Selbst
wenn sich der Staat genötigt sähe, diesem Druck vorübergehend
nachzugeben, würden viele BürokratInnen und UnternehmerInnen kreativ
nach Schlupflöchern suchen – ganz so wie wir das von der „autoritären“
Besteuerung der Unternehmen oder „autoritären“ Hygienevorschriften in
Schlachtereien kennen. Große Konzerne würden versuchen, sich den
Shutdown vergolden zu lassen. D. h. hier zeigt sich, dass die Frage der
Erzwingung dieser Maßnahmen mit jener der Kontrolle durch die
ArbeiterInnenklasse in den Betrieben und Stadtteilen verbunden werden
muss.

Welche Forderung in wessen Interesse?
Vom Standpunkt der KapitalistInnenklasse und des
KleinunternehmerInnentums sind staatliche Arbeitszeitbeschränkungen,
Kündigungsschutz oder Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz natürlich
„autoritär“. Vom Standpunkt der ArbeiterInnenklasse aus betrachtet
hingegen oft löchrig wie Schweizer Käse. Für das Kapital wirkte sich die
Kontrolle durch die Lohnabhängigen noch viel autoritärer aus als jene
des Staates. Daher muss jede Kritik am „Autoritarismus“ auf ihren



Klassencharakter hin überprüft werden. Der abstrakte, vom politischen
und sozialen Inhalt einer Forderung abstrahierende „Antiautoritarismus“
entpuppt sich nämlich bei näherer Betrachtung als bürgerliche,
arbeiterInnenfeindliche Ideologie.

Ist es denn kleinbürgerlich-moralisierend, Forderungen an den Staat
zu stellen? Wie bereits verdeutlicht: Nein, nicht prinzipiell! Die
Aufgabe ist es, die Forderungen, die in der Online-Petition formuliert
werden, mit weiterführenden Kampfmaßnahmen zu füllen. Die Darstellung
deren als kleinbürgerlich und staatsbejahend ignoriert vollkommen die
Aufgabe von RevolutionärInnen, die Wirklichkeit dem Gedanken anzunähern
und hat ausschließlich den praktischen Nutzen, im Nachhinein die eigene
Passivität zu legitimieren. Eine solche Haltung tut in der Situation der
Paralyse nichts anderes als dem vorherrschenden Bewusstsein in der
Klasse, somit einem bürgerlichen, hinterherzulaufen. Deshalb: Nicht
meckern, machen! Kämpft mit und in #ZeroCovid für eine proletarische
Aktionsplattform im Kampf gegen Pandemie und Krise!


